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Informationsdienst Soziale Indikatoren

Große Unterschiede in den
Alterseinkommen
Ergebnisse der Studie „Alterssicherung in Deutschland“ 1995

Alterseinkommen werden auch heute noch vielfach mit den Renten der gesetzlichen Ren-
tenversicherung gleichgesetzt. Die häufig erhobene Forderung nach Mindestrenten ist ein
Ergebnis dieser Sichtweise. Dabei wird übersehen, daß die Einkommen älterer Menschen
prinzipiell aus unterschiedlichen Quellen stammen können. Niedrige persönliche Einkom-
men im Alter können einerseits aus einer bewußten Lebensplanung resultieren, etwa wenn
der Lebenspartner über hohe Einkommen oder Vermögen verfügt. Sie können anderer-
seits, und diese Konstellation ist die weitaus häufigere, auf das Auftreten eines oder meh-
rerer negativer Faktoren zurückzuführen sein, die den Aufbau ausreichender Sicherungs-
ansprüche verhindert haben.

ASID’95: Repräsentativ-Erhebung zur
Einkommenslage älterer Menschen

Um diese Zusammenhänge im einzelnen zu
untersuchen und um Änderungen im Zeitver-
lauf darzustellen, hat Infratest Burke Sozial-
forschung 1995 zum dritten Mal nach 1986
und 1992 eine breit angelegte Untersuchung
zur Alterssicherung in Deutschland (ASID) bei
Personen und Ehepaaren ab 55 Jahren durch-
geführt. Auftraggeber ist das Bundesministe-
rium für Arbeit und Sozialordnung. Die Stu-
die stützt sich auf eine überwiegend schriftli-
che Befragung von netto über 37.100 Perso-
nen, davon 24.500 in den alten und 12.600 in
den neuen Bundesländern, zur Höhe der Ein-
kommen aus über 20 Quellen und einer Viel-
zahl von soziodemographischen und berufs-
bezogenen Hintergrundvariablen. Befragt
wurden alleinstehende Personen, bei Ehepaa-
ren jeweils beide Partner. Bei Witwen wurden
Angaben zum verstorbenen Ehemann erhoben.

Die Untersuchungsmethodik der Studie des
Jahres 1995 gliedert sich in zwei Teile. Die
Daten für die alten Länder resultieren aus ei-
ner Fortschreibung der ASID’92 auf der Ba-
sis eines von Infratest entwickelten mikroana-
lytischen Modells. In den neuen Bundeslän-
dern wurde eine erneute repräsentative Erhe-
bung durchgeführt, die methodisch und inhalt-
lich identisch ist mit der Studie von 1992.1

Alterssicherung basiert auf Leistungen aus
mehreren Systemen

Gemäß dem häufig genannten Drei-Säulen-
Modell basiert die Alterssicherung in Deutsch-
land auf drei Pfeilern:
1. den gesetzlich begründeten Sicherungssy-

stemen für unterschiedliche Bevölkerungs-
bzw. Berufsgruppen:

- die gesetzliche Rentenversicherung (GRV)
insbesondere für Arbeiter und Angestellte,
mittlerweile grundsätzlich offen für nahezu
alle Bevölkerungsgruppen,

- die Beamtenversorgung (BV),
- die Alterssicherung für Landwirte (LAR),

deren Ehefrauen und Mithelfende,
- die berufsständische Versorgung (BSV) für

selbständige und angestellte Angehörige der
verkammerten Berufe, dies sind im wesent-
lichen Human-, Zahn-, Tiermediziner, Apo-
theker, Rechtsanwälte, Notare und Wirt-
schaftsprüfer,

2. den Zusatzversorgungssystemen in Privat-
wirtschaft (Betriebliche Altersversorgung -
BAV) und öffentlichem Dienst (ZOED),

3. der privaten Vorsorge in Form von Lebens-
versicherungen, privaten Rentenversiche-
rungen oder Ersparnissen der unterschied-
lichsten Art. Dieser Kategorie wird zuneh-
mend auch das Wohneigentum zugerechnet.

Je nach beruflicher Situation, eigener Initiati-
ve und dem Sparvermögen der Personen und
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Ehepaare während ihrer aktiven Erwerbsphase
kumulieren die Leistungen aus diesen Siche-
rungssystemen auf der Personenebene in ver-
schiedener Weise miteinander und führen zu
Alterseinkommen in unterschiedlicher Höhe.
Zusätzliche Kumulationsformen ergeben sich
aus dem Zusammentreffen der Einkommen
von Ehepartnern.Witwen erhalten zudem ganz
überwiegend, Witwer aufgrund von An-
rechnungsvorschriften sehr viel seltener, in
allen Systemen zusätzliche Einkommen aus
der Hinterbliebenenversorgung.Weitere Ein-
kommen fließen ggf. aus Sondersystemen, z.B.
der Kriegsopferversorgung und der gesetzli-
chen Unfallversicherung, sowie - aufgrund des
Subsidiaritätsprinzips im Bedarfsfall - in Form
von Wohngeld oder Sozialhilfe.

Damit wird deutlich, daß eine alleinige Be-
trachtung der Einkommen aus einer einzigen
Quelle, etwa der eigenen Renten der GRV, zu
keiner aussagefähigen Analyse der Einkom-
menssituation älterer Menschen führt. Dies gilt
insbesondere für die alten Bundesländer. In
Ostdeutschland stützt sich dagegen die Alters-
sicherung weitgehend auf die GRV. Alle übri-
gen Sicherungssysteme wurden erst nach der
Wende, teilweise erst 1996, eingerichtet. Nen-
nenswerte weitere Leistungen werden daher
erst in etwa 20 Jahren fließen. Auch private
Vorsorge bis hin zum Erwerb von Wohneigen-
tum war in DDR-Zeiten nur selten möglich und
gelingt auch heute aufgrund der schlechten
wirtschaftlichen Lage in den neuen Ländern
kaum.

Gesetzliche Rentenversicherung als das
wichtigste Alterssicherungssystem

89 Prozent der Männer und 70 Prozent der
Frauen ab 65 Jahren in den alten Bun-
desländern beziehen eine Rente der GRV auf-
grund eigener Beiträge (vgl. Tabelle 1). Wei-
tere 17 Prozent der Frauen dieser Altersgrup-
pe erhalten eine reine Leistung nach dem Kin-
dererziehungsleistungs-Gesetz („Trümmerren-
te“) in durchschnittlicher Höhe von 93 DM.
Die dominante Stellung der GRV in den neu-
en Ländern verdeutlicht Tabelle 1 ebenfalls:
Jeweils 99 Prozent der Männer und Frauen ab
65 Jahren erhalten eine eigene Leistung aus
diesem System. Andere Träger sind praktisch
bedeutungslos. Lediglich einige Beamtenpen-
sionen werden an Personen gezahlt, die diese
Ansprüche in früheren Jahren in den alten Län-
dern erworben haben, und Carl-Zeiss-Jena
zahlt heute noch einige aus der ehemaligen
DDR überkommene Betriebsrenten.

Aber auch in den alten Bundesländern treten
weitere Leistungen seltener auf, als man viel-
leicht vermuten könnte. Dies gilt insbesonde-
re für Frauen. Lediglich jeweils 6 Prozent er-
halten eine zusätzliche betriebliche Altersver-
sorgung (BAV) oder eine Zusatzversorgung
des öffentlichen Dienstes (ZOED), jeweils 1
Prozent eine eigene Beamtenversorgung (BV)
oder eine landwirtschaftliche Altersrente
(LAR). Prozentuiert man die Bezieherinnen
einer BAV auf Frauen, die zuletzt in der Pri-

vatwirtschaft beschäftigt waren, so zeigt sich,
daß nur jede zehnte über eine Betriebsrente
verfügt, im öffentlichen Dienst beläuft sich der
Anteil auf 46 Prozent. Günstiger ist die Situa-
tion der Männer. 29 Prozent beziehen eine
Betriebsrente. Bezogen auf die zuletzt in der
Privatwirtschaft Beschäftigten sind es 50 Pro-
zent. Je 12 Prozent verfügen über eine Zusatz-
versorgung des öffentlichen Dienstes oder eine
Beamtenpension. Dies sind 89 Prozent aller
männlichen Arbeitnehmer und 98 Prozent al-
ler männlichen Beamten.

Beamtenversorgung bietet die höchsten
Alterseinkommen

Tabelle 1 zeigt zudem, daß die höheren Be-
zieherquoten der Männer gegenüber Frauen
einhergehen mit höheren Leistungen. Im be-
sonderen Maße gilt dies für die GRV. Wäh-
rend in den alten Bundesländern die durch-
schnittliche Leistung der Männer 1.991 DM/
Monat beträgt, verfügen Frauen mit 762 DM
lediglich über 38 Prozent dieser Bezüge. Auch
die betrieblichen Zusatzleistungen der Frauen
belaufen sich nur auf etwa die Hälfte der Be-
triebsrenten der Männer.

Im öffentlichen Bereich klaffen die Altersein-
kommen weniger stark auseinander. Die Be-
amtenpensionen der Frauen liegen um 9 Pro-
zent unter denen der Männer, die Zusatzver-
sorgung der Arbeiterinnen und Angestellten
des öffentlichen Dienstes um gut ein Viertel.
Die geringeren Unterschiede in der Beamten-

versorgung sind darauf zurückzuführen, daß
die wenigen Frauen, die bis zur Altersgrenze
als Beamtinnen tätig sind, überwiegend dem
gehobenen und höheren Dienst angehören.

Der Ost-West-Vergleich verdeutlicht, daß sich
die Leistungen der Männer in den neuen Län-
dern recht nah an die Renten in den alten an-
geglichen haben. Zurückzuführen ist dies im
wesentlichen darauf, daß die Renten in den
neuen Bundesländern zwischen Januar 1993
und Juli 1995 um 36,9 Prozent gestiegen sind,
in den alten dagegen nur um 8,6 Prozent.

Die GRV-Renten der Frauen ab 65 Jahren sind
in den neuen Ländern um 37 Prozent höher
als im Westen. Zurückzuführen ist dies im we-
sentlichen auf die längere Erwerbsdauer so-
wie das weitgehende Fehlen von Teilzeitarbeit
und sozialversicherungsfreien Tätigkeiten in
der ehemaligen DDR. So waren die Frauen in
den neuen Ländern durchschnittlich 30 Jahre
sozialversicherungspflichtig und Vollzeit be-
schäftigt. In den alten Ländern belief sich die
Erwerbsdauer unter Einschluß von sozialver-
sicherungsfreien Tätigkeiten und Teilzeitbe-
schäftigungen im Durchschnitt auf 23 Jahre.

Gesetzliche Rentenversicherung auch für
Witwen das wichtigste Sicherungssystem

Nahezu alle Witwen - zwischen 97 Prozent und
98 Prozent - ab 65 Jahren in den alten wie neu-
en Ländern erhalten eine Hinterbliebenen-Lei-
stung (Tabelle 1). Wie bei den eigenen Lei-

Tabelle 1: Verbreitung und Höhe eigener und abgeleiteter Leistungen der
    Sicherungssysteme - Personen ab 65 Jahren

Anteil Bezieher DM/M Anteil DM/M
 (%)  Ø Beziehe-  Ø

 M             F    M                F rinnen
(%)

Alte Bundesländer
Gesetzliche Renten- 89 701 1.991    762 83 1.134
   versicherung
Betriebliche Alters- 29   6   605    316 11    316
   versorgung
Zusatzversorgung im 12   6   759    551   7    279
   öffentlichen Dienst
Beamtenversorgung 12   1 3.7912 3.447 13 2.0392

Alterssicherung für   6   1   769    485   5    471
   Landwirte
Berufsständische  1   /4 3.596    /   /     /
   Versorgung
Insgesamt 3 99 89 97

Neue Bundesländer
Gesetzliche Renten- 99 99 1.826 1.041 98    799
  versicherung
Insgesamt 99 99 98

1 Weitere 17% der Frauen erhalten eine reine Leistung nach dem Kindererziehungsleistungsgesetz
2 Einschließlich anteiliger 13. Monatszahlung
3 Einschl. Kriegsopferversorgung und sonstiger Renten
4 Kein Nachweis wg. zu geringer Fallzahl

Datenbasis: Infratest Burke Sozialforschung, Alterssicherung in Deutschland 1995 (ASID’95)
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stungen entfallen in den neuen Ländern prak-
tisch alle Leistungen auf die GRV, und auch
in Westdeutschland dominiert mit 83 Prozent-
punkten dieses System. Die Streuung um den
Durchschnitt aller Leistungen von 1.366 DM
im Westen ist zwischen den Systemen be-
trächtlich. Wie bei den eigenen Leistungen lie-
gen die Bezüge der Witwen von Beamten mit
2.039 DM am höchsten.

Hinterbliebenenrenten der GRV werden ge-
kürzt, wenn die eigenen Renten bestimmte
Höchstgrenzen überschreiten. Da in Ost-
deutschland ein größerer Teil der Frauen ei-
gene Renten erhält, greift diese Kürzungsvor-
schrift in den neuen Ländern stärker. Zudem
waren die den Witwenrenten zugrundeliegen-
den Ansprüche der verstorbenen Männer ge-
ringer. Beides zusammen führt dazu, daß die
Hinterbliebenenrenten der GRV in den alten
Ländern mit durchschnittlich 799 DM um im-
merhin 30 Prozent niedriger liegen als im
Westen.

Persönliche Nettoeinkommen differieren
zwischen Ost und West stärker als die
Renten

Die unterschiedliche Höhe der Leistungen der
Sicherungssysteme, die verschiedenen Kumu-
lationsformen und schließlich die unter-
schiedlich ausgeprägte zusätzliche private
Vorsorge führen dazu, daß die persönlichen
Nettoeinkommen im Alter stärker differieren
als die Leistungen aus den einzelnen Syste-
men. So liegt das durchschnittliche Nettoein-
kommen der Männer in Westdeutschland mit
2.924 DM um 45 Prozent höher als im Osten
Deutschlands mit 2.016 DM. Auch bei Frau-
en liegen die Nettoeinkommen in den alten
Ländern höher als im Osten (1.682 DM ge-
genüber 1.584 DM (6 Prozent)). Die höheren
Renten ostdeutscher Frauen werden also durch
die höheren sonstigen Einkommen in West-
deutschland überkompensiert.

Beamte verfügen im Durchschnitt über die
höchsten, Landwirte über die niedrigsten
persönlichen Nettoeinkommen im Alter

Aufgrund der bisherigen Ausführungen über-
rascht es nicht, daß sich die persönlichen Net-
toeinkommen recht deutlich nach der berufli-
chen Stellung unterscheiden. So verfügen in
den alten Ländern männliche Arbeiter mit
durchschnittlich 2.325 DM über 80 Prozent
des Gesamtdurchschnitts aller Männer, wäh-
rend Beamte mit 4.156 DM um 42 Prozent dar-
über liegen (vgl. Graphik 1). Bei Frauen ist -
auf nachhaltig niedrigerem Niveau - die Si-
tuation der Arbeiterinnen ähnlich (-14 Pro-
zent), der Vorsprung der Beamtinnen ist da-
gegen größer (+ 122 Prozent). Am niedrigsten
sind die persönlichen Nettoeinkommen der
Landwirte und Landwirtinnen. Männer liegen
mit 1.585 DM um 46 Prozent unter dem Ge-
samtdurchschnitt, Frauen mit etwas mehr als
1.000 DM um 33 Prozent niedriger. Inwieweit
die Einkommenslage ehemaliger Landwirte
aufgrund ergänzender Sachleistungen (Alten-

teil) faktisch besser ist, als es in diesen Zahlen
zum Ausdruck kommt, läßt sich anhand der
Daten der ASID nicht klären. Aufgrund des
nach wie vor anhaltenden Strukturwandels in
der Landwirtschaft kann man davon ausgehen,
daß nur ein Teil der Landwirte den Hof an ei-
nen Erben übergibt und damit zusätzlich re-
gelmäßig Sachleistungen erhält (z. B. freie
Kost).

Einkommensunterschiede zwischen
Arbeitern, Angestellten und Beamten zum
Teil strukturell bedingt

Die Einkommensunterschiede zwischen Ar-
beitern, Angestellten und Beamten beruhen
keineswegs ausschließlich auf einer günstige-
ren Ausgestaltung etwa der Beamtenversor-
gung und der unterschiedlichen Einbeziehung
in ergänzende Systeme wie der Zusatzversor-
gung in Privatwirtschaft oder öffentlichem
Dienst. Hinzu kommen weitere strukturelle
Unterschiede. So ist etwa ein Lehrabschluß die
Voraussetzung für die Übernahme in den ein-
fachen Dienst der Beamtenlaufbahn. Es gibt
also keine ‚un- oder angelernten‘ Beamten.

Demgegenüber erfüllen Arbeiter allenfalls in
seltenen Ausnahmefällen die Eingangsvoraus-
setzungen für den gehobenen oder höheren
Dienst.

Ein aussagekräftiger Vergleich der Nettoein-
kommen im Alter nach der letzten beruflichen
Stellung ist daher nur bei einer zusätzlichen
Differenzierung nach dem Tätigkeitsniveau
möglich. Wie aus Tabelle 2 hervorgeht, ver-
ringern sich bei dieser Betrachtung die Ein-
kommensunterschiede zwischen Arbeitern,
Angestellten und Beamten tendenziell, sie ver-
schwinden aber keineswegs. In allen fünf aus-
gewiesenen Stufen liegen - soweit sie jeweils
besetzt sind - die Angestellten vor den Arbei-
tern (zwischen 7 Prozent und 15 Prozent) und
die Beamten vor den Angestellten. Die Unter-
schiede sind umso größer, je höher das Tätig-
keitsniveau ist. Die Beamten des einfachen
Dienstes haben einen Vorsprung von 6 Pro-
zent, die des höheren Dienstes von 40 Prozent
gegenüber den vergleichbaren Angestellten. In
dieser Gruppe sind sie sogar größer als im Ge-
samtdurchschnitt.

Tabelle 2: Nettoeinkommen von Arbeitern, Angestellten und Beamten ab 65 Jahren nach
                  Tätigkeitsniveau - Männer, alte Bundesländer

Arbeiter Angestellte Beamte

Un-/angelernt 2.113 2.338 -

Facharbeiter / einfache
Fachkraft / einfacher Dienst 2.393 2.569 2.724

Meister / mittl. Position /
mittlerer Dienst 2.616 3.009 3.307

Gehobene Position /
gehobener Dienst - 3.683 4.303

Leitende Position /
höherer Dienst - 4.500 6.017

Datenbasis: Infratest Burke Sozialforschung, Alterssicherung in Deutschland 1995 (ASID’95)

Graphik 1: Nettoeinkommen der Personen ab 65 Jahren nach beruflicher Stellung

Datenbasis: Infratest Burke Sozialforschung, Alterssicherung in Deutschland 1995 (ASID ‚95)
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Einkommenssituation alleinstehender
Männer ist besser als die der Ehepaare

Die Lebens- und Einkommensplanung der
heute 65jährigen und älteren Frauen war in der
Vergangenheit wesentlich von der Vorstellung
geprägt, daß die Einkommen des Ehemannes
die finanzielle Grundlage für das Leben im
Alter darstellen. Inwieweit dies tatsächlich
gewährleistet ist, ergibt sich aus der Betrach-
tung der Nettoeinkommen der Ehepaare und
Alleinstehenden. Ehepaare mit einem Ehe-
mann ab 65 Jahren beziehen in den alten Bun-
desländern mit 3.769 DM (vgl. Tabelle 3) zwar
das höchste Nettoeinkommen, günstiger ist
jedoch die Lage alleinstehender Männer mit
durchschnittlich 2.710 DM, dies sind 70 Pro-
zent der Bezüge der Ehepaare. Witwen errei-
chen mit 2.086 DM 55 Prozent der Einkom-
men der Ehepaare. Ledige Frauen liegen mit
1.890 DM am Ende der Skala.

In Ostdeutschland stehen den Ehepaaren im
Durchschnitt 3.118 DM zur Verfügung (83
Prozent des West-Wertes, vgl. Tabelle 4), al-
leinstehende Männer beziehen 75 Prozent, le-
dige Frauen 73 Prozent und geschiedene Frau-
en 71 Prozent der Einkommen in den alten
Ländern. Am geringsten sind die Unterschiede
bei Witwen. Sie liegen mit 1.911 bei 91 Pro-
zent des West-Wertes und bei 61 Prozent der
Einkommen der Ost-Ehepaare.

Die Schichtungen über die Größenklassen der
Einkommen unterscheiden sich zwischen bei-
den Teilen Deutschlands nicht unerheblich. In
Ostdeutschland konzentrieren sich die Netto-
einkommen auf wenige Größenklassen, in den
alten streuen sie stärker über alle Klassen.
Niedrige Einkommen unter 600 DM treten in
Ostdeutschland nur in wenigen Ausnahmefäl-
len auf, während in Westdeutschland immer-
hin 5 Prozent der ledigen Frauen und 2 Pro-
zent der alleinstehenden Männer in diesen Be-
reich fallen. Ein geringerer Anteil von Haus-
halten mit niedrigen Einkommen zeigt sich in
den neuen Ländern auch bei Ehepaaren. Er
liegt bei 5 Prozent, in Westen ist er mit 10 Pro-
zent doppelt so hoch. Zu untersuchen wäre,
inwieweit diese und weitere niedrige Einkom-
men auf nicht wahrgenommene Sozialhilfean-
sprüche zurückzuführen sind.

Kumulationsbedingte höhere Alterseinkom-
men über 5.000 DM sind in Ostdeutschland
nur bei 2 Prozent der Ehepaare und 1 Prozent
der alleinstehenden Männer zu verzeichnen.
In Westdeutschland fallen 17 Prozent der Ehe-
paare, 5 Prozent der alleinstehenden Männer
und 2 Prozent der Witwen in diese Gruppe.
Insgesamt liegen im Westen 6 Prozent aller
Haushalte im Alter ab 65 Jahren in diesem
Bereich. Überwiegend sind es Haushalte von
Beamten und Selbständigen, letztere sind zum
Teil noch erwerbstätig. Darüber hinaus bezie-
hen in der Gruppe der Ehepaare mit einem
Ehemann ab 65 Jahre noch 11 Prozent der
Ehefrauen ein Erwerbseinkommen.

Tabelle 3: Schichtung des Nettoeinkommens von Ehepaaren und Alleinstehenden
                  - Ehemänner und Alleinstehende ab 65 Jahren, alte Bundesländer

Ehepaare Männer Frauen
Alleinstehende Ledige Geschiedene Witwen

       b. u.     400 DM 0 1 2 0 0
   400   b. u.      600 DM 0 1 3 0 1
   600   b. u.   1.000 DM 0 4 11 14 6
1.000   b. u.   1.400 DM 2 6 20 26 16
1.400   b. u.   2.000 DM 7 19 22 24 32
2.000   b. u.   3.000 DM 27 38 24 20 31
3.000   b. u.   4.000 DM 30 17 12 9 8
4.000   b. u.   5.000 DM 15 7 5 6 3
5.000   b. u. 10.000 DM 15 6 2 1 2
10.000 DM und mehr 2 0 0 - 0

Durchschnitt (DM/M) 3.769 2.710 2.112 1.890 2.086

Datenbasis: Infratest Burke Sozialforschung, Alterssicherung in Deutschland 1995 (ASID’95)

Tabelle 4: Schichtung des Nettoeinkommens von Ehepaaren und Alleinstehenden
                  - Ehemänner und Alleinstehende ab 65 Jahren, neue Bundesländer

Ehepaare Männer Frauen
Alleinstehende Ledige Geschiedene Witwen

              b. u.       400 DM - - - - 0
     400   b. u.       600 DM - - 1 1 0
     600   b. u.    1.000 DM 0 0 8 17 2
  1.000   b. u.    1.400 DM 0 11 31 43 13
  1.400   b. u.    2.000 DM 4 43 47 32 45
  2.000   b. u.    3.000 DM 45 40 9 6 37
  3.000   b. u.    4.000 DM 43 4 4 1 4
  4.000   b. u.    5.000 DM 7 1 - - 0
  5.000   b. u.  10.000 DM 2 1 - - -
10.000 DM und mehr 0 - - - -

Durchschnitt (DM/M) 3.118 2.044 1.550 1.343 1.911

Datenbasis: Infratest Burke Sozialforschung, Alterssicherung in Deutschland 1995 (ASID’95)

Alterssicherung im Jahr 2010

Die Ergebnisse der ASID haben vorwiegend
deskriptiven Charakter. Sie zeigen Zusammen-
hänge zwischen dem früheren (Erwerbs-)Le-
ben und den heutigen Alterseinkommen auf.
Zur adäquaten Weiterentwicklung der Alters-
sicherungssysteme sind darüber hinaus Daten
erforderlich, die Prognosen über die Altersein-
kommen künftiger Rentnergenerationen er-
möglichen. Aus diesem Grund führt Infratest
Burke Sozialforschung zur Zeit im Auftrag des
Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträ-
ger und des Bundesministeriums für Arbeit und
Sozialordnung bei Personen zwischen 40 und
60 Jahren eine Untersuchung zur Altersvor-
sorge in Deutschland (AVID) durch. Sie ver-
bindet eine persönlich-mündliche Befragung
mit einer sogenannten Klärung2 der Renten-
versicherungskonten. Mit Zustimmung der
Befragten werden beide Datensätze zusam-
mengeführt und gemeinsam ausgewertet.
Ergebnisse werden in etwa einem Jahr vorlie-
gen. ASID und AVID werden dann zusammen
einen geschlossenen Überblick über die aktu-
elle und künftige Einkommenssituation älte-
rer Menschen geben.

1 Die Anlage der Studie einschließlich einer
detaillierten Validierung der Untersu-
chungsergebnisse ist in einem ausführli-
chen Methodenbericht beschrieben. Vgl.
Infratest Burke Sozialforschung, Alterssi-
cherung in Deutschland 1995 (ASID’95) -
Methodenbericht, Forschungsbericht des
Bundesministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung, Bd. 264-M. Erste Ergebnisse sind
in einem Schnellbericht veröffentlicht (Bd.
264-S), weitere Ergebnisse: Alterssiche-
rungsbericht, den die Bundesregierung im
Sommer dieses Jahres vorlegen wird. Zur
ASID’86 vgl. Forschungsbericht Nr. 200 (6
Teilbände), zur ASID’92 Forschungs-
bericht Nr. 244 (4 Teilbände).

 2 Im Rahmen der Klärung des Rentenkontos
wird dessen Vollständigkeit geprüft. Gege-
benenfalls muß der/die Rentenan-
tragssteller/-in amtlich beglaubigte Unter-
lagen über anzurechnende Zeiten, z.B. Kin-
dererziehung, Pflege von Angehörigen
oder Schul-/Berufsausbildung beibringen.

Gudrun Kneißl und Klaus Kortmann,
Infratest Burke Sozialforschung, München
Tel. 089/5600-418
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Am 12. Juni wurde der Human Development
Report 1997 in Bonn der Weltöffentlichkeit
vorgestellt. Der Human Development Report
wird vom United Nations Development Pro-
gramme (UNDP) zusammengestellt und seit
1990 jährlich veröffentlicht.

Kern des Human Development Reports ist der
Human Development Index (HDI), der als zu-
sammenfassende Maßzahl für das erreichte
Entwicklungsniveau einer Gesellschaft für 175
Nationen berechnet wird und die Basis für eine
entsprechende Rangordnung dieser Länder
darstellt. Der HDI kombiniert Informationen
zu drei verschiedenen Dimensionen von Hu-
man Development und aggregiert sie in einer
einzigen Maßzahl: (1) Lebensstandard - ge-
messen am Bruttoinlandsprodukt pro Kopf,
das jedoch diskontiert wird, um dem abneh-
menden Grenznutzen materiellen Wohlstands
Rechnung zu tragen; (2) Länge des Lebens -
gemessen an der mittleren Lebenserwartung;
(3) Bildungsniveau - gemessen an Alphabeti-
sierung und Bildungsbeteiligung.

Im Vergleich der 175 Länder erreicht Kanada
mit 0.960 wie schon im vergangenen Jahr er-
neut den höchsten HDI-Wert und belegt den
Spitzenplatz vor Frankreich, Norwegen und
den USA. Deutschland erreicht mit einem
HDI-Wert von 0.924 nur den 19. Platz, knapp
vor Griechenland (20.) und Italien (21.), liegt
aber hinter Ländern wie z.B. Spanien (11.),
Österreich (12.), Belgien (13.), Schweiz (16.)
und Irland (17.). Mit HDI-Werten von 0.21 bis
0.18 schneiden Niger, Ruanda und Sierra Leo-
ne als die Ärmsten der Armen in der Human
Development Rangordnung am schlechtesten
ab.

Für die überraschend niedrige Plazierung
Deutschlands in der HDI-Rangordnung gibt es
mehrere Gründe: So ist zunächst zu konstatie-
ren, daß Deutschland nach der Wiederverei-
nigung - gemessen am Gesamtdurchschnitt des
Bruttoinlandsprodukts pro Kopf - nicht mehr
zum Club der Superreichen gehört. Allerdings
fällt die HDI Plazierung noch drei Rangplätze
hinter die Plazierung nach dem BIP/Kopf zu-
rück. Ausschlaggebend dafür ist einerseits die
Lebenserwartung - hier erreicht Deutschland
mit 76,3 Jahren lediglich einen mittleren Wert,
der z.B. von neun EU-Ländern übertroffen
wird - und andererseits an dem verwendeten
Bildungsindikator, demzufolge das Bildungs-
niveau ebenfalls in neun anderen EU-Ländern
höher ist als in Deutschland. Hier scheinen
allerdings erhebliche Zweifel angebracht, ob

der verwendete Bildungsindex, in den die Al-
phabetisierungsquote - hier erreichen lediglich
die südeuropäischen EU-Länder niedrigere
Quoten als 99 Prozent - mit doppeltem Ge-
wicht sowie eine Kombination aus primärer,
sekundärer und tertiärer Bildungsbeteiligung
mit einfachem Gewicht eingehen, die Verhält-
nisse angemessen erfaßt. Unklar bleibt nicht
nur, wie die Bildungsbeteiligungsquote im ein-
zelnen berechnet wird, sondern insbesondere
auch, ob und wie die Beteiligung an der be-
ruflichen Bildung im Rahmen des dualen Sy-
stems hierbei berücksichtigt wird.

Erstmals enthält der neue Human Develop-
ment Report 1997 auch einen „Human Pover-
ty Index“ (HPI), der nicht allein Einkommens-
armut mißt, sondern drei verschiedene Armuts-
dimensionen umfaßt: niedrige Lebenserwar-

Human Development Report
1997
- neben dem „Human Development Index“ erstmals „Human
Poverty Index“ veröffentlicht -

tung (Bevölkerungsanteil mit einer Lebenser-
wartung unter 40 Jahren), Analphabetismus
(Anteil erwachsener Analphabeten) sowie ei-
nen bestimmte Minimumstandards unter-
schreitenden Lebensstandard (Bevölkerungs-
anteil ohne Zugang zu medizinischer Versor-
gung und sauberem Trinkwasser sowie Pro-
zentsatz der untergewichtigen Kinder unter
fünf Jahren). Es ist offensichtlich, daß dieser
Index vor allem auf die Armutsmessung in den
weniger entwickelten Ländern abzielt. Ein
Nachteil dieses Typs von Index besteht sicher-
lich darin, daß er lediglich auf der Aggregat-
ebene berechnet werden kann, aber nicht dazu
geeignet ist, Personen auf der Individualebe-
ne als arm oder nicht-arm zu klassifizieren.
Man wird annehmen können, daß auch dieser
von UNDP propagierte „Human Poverty In-
dex“ ein lebhaftes Echo in der wissenschaftli-
chen, aber auch in der politischen Diskussion
finden wird.

Human Development Report 1997. Published
for the United Nations Development Program-
me (UNDP). New York/Oxford: Oxford Uni-
versity Press 1997. ISBN 0-19-511996-7
(cloth); ISBN 0-19-511997-5 (paper).

Heinz-Herbert Noll, ZUMA
Tel: 0621/1246-241

Human Development Index - ausgewählte Länder

Land HDI-19971 HDI-Rang 1997 HDI-Rang 1996 HDI-Rang 1997 -
Rang BIP/Kopf

Kanada 0,960 1 1 7
Frankreich 0,946 2 7 13
Norwegen 0,943 3 5 6
USA 0,942 4 2 -1
Niederlande 0,940 6 4 13
Japan 0,940 7 3 0
Finnland 0,940 8 6 15
Schweden 0,936 10 9 11
Spanien 0,934 11 10 19
Österreich 0,932 12 13 1
Belgien 0,932 13 12 -1
Australien 0,931 14 11 4
Großbritannien 0,931 15 16 5
Schweiz 0,930 16 15 -12
Irland 0,929 17 19 8
Dänemark 0,927 18 17 -8
Deutschland 0,924 19 18 -3
Griechenland 0,923 20 21 15
Italien 0,921 21 20 -4
Luxemburg 0,899 27 27 -26
Portugal 0,890 31 35 3
Tschechien 0,882 39 37 3
Ungarn 0,857 48 46 5
Polen 0,834 58 56 14
Russland 0,792 67 57 7
Bulgarien 0,780 69 62 9
Niger 0,206 173 174 -8
Ruanda 0,187 174 152 1
Sierra Leone 0,176 175 173 -4

Zusammengestellt nach Human Development Report 1997
1  Die Daten aus dem Report von 1997 beziehen sich jeweils auf 1994



Seite 6 ISI 18 - Juli 1997

Diskussionen zum Umbau des Systems der
sozialen Sicherung hat es in der Bundesrepu-
blik Deutschland immer wieder einmal gege-
ben. In den 70er Jahren flammten besonders
heftige Debatten zur Leistungsfähigkeit und
Zukunftsperspektive des Sozialsystems auf.
Der drastische Beschäftigungsabbau während
der Wirtschaftskrise 1974/75 hatte das Gleich-
gewicht von Beitragszahlern und Beitragsemp-
fängern empfindlich gestört. Die Verschuldung
der öffentlichen Haushalte erreichte immer
neue Rekordniveaus. Mit einer Kombination
aus Beitragserhöhungen und Leistungssenkun-
gen gelang es schließlich, das System der so-
zialen Sicherung zu stabilisieren.

Neue Herausforderungen für das System der
sozialen Sicherung

In den letzten Jahren ist das Sozialsystem er-
neut unter Reformdruck geraten. Heute geht
es aber nicht mehr nur darum, konjunkturelle
Schwächephasen abzufedern. Das Sozialsy-
stem muß vielmehr an grundlegend veränder-
te Rahmenbedingungen angepaßt werden. Der
demographische Wandel, die sozialen Folgen
der deutschen Einheit, die zunehmende Ent-
koppelung von Wachstum und Beschäftigung
durch die Globalisierung der Wirtschaft sowie
die finanzpolitischen Restriktionen im Kon-
text der europäischen Währungsunion sind vier
grundlegende Probleme, denen sich auch die
Sozialpolitik stellen muß.

Die politischen Parteien haben bei ihrer Auf-
gabe, das System der sozialen Sicherung um-
fassend zu modernisieren, bisher weitgehend
versagt. An Reformvorschlägen mangelt es
nicht. Zu einem Konsens konnten sich die
Akteure bisher jedoch nicht durchringen. Ob
Rentenreform, Steuerreform oder Beschäfti-
gungsgipfel, überall das gleiche Bild: die In-
itiativen laufen sich im Labyrinth der institu-
tionalisierten Interessen tot. Die vom takti-
schen Kalkül der Partikularinteressen gepräg-
ten Diskussionen haben bisher nur ein Resul-
tat hervorgebracht: einen rapiden Vertrauens-
verlust und eine tiefe Verunsicherung der Bür-
ger.
Die Ergebnisse unserer repräsentativen Um-
frage1 sind ernüchternd. Angesichts der gegen-

wärtigen Debatte zum Umbau des Sozialsy-
stems meinen ca. zwei Drittel der Bürger, in
Zukunft bei Krankheit, im Alter und bei Ar-
beitslosigkeit „schlecht gesichert“ bzw. „eher
schlecht gesichert“ zu sein (vgl. Tabelle 1). Nur
acht von 100 Befragten nehmen an, daß sie
künftig „gut gesichert“ sein werden. Beson-
ders alarmierend ist dabei, wie weit sich die-
ses Gefühl der Unsicherheit in der Gesellschaft
bereits ausgebreitet hat. Es betrifft Männer und
Frauen, Ost- und Westdeutsche, Jüngere und

Ältere, Unterschicht und Mittelschicht nahe-
zu gleichermaßen. Nur die über 60jährigen, die
Oberschicht, die höher Gebildeten und die
sogenannten „Besserverdienenden“ sind we-
niger stark betroffen.

Risikogruppen besonders verunsichert

Besonders verunsichert sind diejenigen, die
kritische Lebensereignisse ganz unmittelbar
auf sich zukommen sehen. Von den Befrag-
ten, die ihren eigenen Arbeitsplatz für „sehr
unsicher“ halten, sind 39 Prozent davon über-
zeugt, daß sie beim Eintritt dieses Ereignisses
schlecht gesichert sein werden (vgl. Tabelle
2). In der Gruppe derjenigen, die ihren Arbeits-
platz für „sehr sicher“ halten, sind es dagegen
nur 11 Prozent.

Der gegenwärtige Bezug von Sozialleistungen
hat ebenfalls einen signifikanten Einfluß auf
die erwartete Absicherung elementarer Le-
bensrisiken. Empfänger von Arbeitslosengeld,
von Wohngeld oder von Sozialhilfe sind weit-
aus pessimistischer als diejenigen, die keine
Sozialleistungen beziehen. Das hat seine Ur-
sachen: Erstens wird von den Leistungsbezie-
hern das Risiko, wiederholt arbeitslos oder
hilfsbedürftig zu werden, relativ hoch einge-
schätzt. Zweitens meint die Mehrheit, von die-

Reformstau und Verunsicherung
Einstellungen zum Umbau des Sozialsystems

In den Debatten zur Modernisierung des Systems der sozialen Sicherung haben sich die
politischen Parteien bisher nicht auf mehrheitsfähige Reformprojekte verständigen kön-
nen. Stattdessen wurden nach und nach zentrale Bestandteile des Sozialsystems vorüber-
gehend zur Disposition gestellt. Mittlerweile befürchtet die Mehrheit der Bevölkerung, in
Zukunft bei Krankheit, im Alter und bei Arbeitslosigkeit schlecht gesichert zu sein. Diese
Verunsicherung hat sich in der Gesellschaft weit ausgebreitet, und die Konsequenzen sind
nicht mehr zu ignorieren. Von der Erwartung, bei kritischen Lebensereignissen zukünftig
schlecht abgesichert zu sein, werden die Wahlabsichten, die Bewertung des Sozialsystems,
des  politischen Systems und des Wirtschaftssystems sowie das subjektive Wohlbefinden
nachhaltig beeinflußt.

Tabelle 1: Erwartete Absicherung elementarer Lebensrisiken

                                                             Wie werden Sie in Zukunft bei Krankheit, im Alter und
                                                                                 bei Arbeitslosigkeit gesichert sein?1

...gut ...eher gut ...eher schlecht ...schlecht

                                                                                                in Prozent

Insgesamt 8 29 45 18
Region
   Westdeutschland 9 31 45 15
   Ostdeutschland 2 22 45 31
Geschlecht
   Männer 9 29 45 17
   Frauen 6 29 45 20
Alter
   18 bis 39 Jahre 4 24 52 20
   40 bis 59 Jahre 8 29 42 21
   60 Jahre und älter 13 36 37 14
Schulbildung
   Ohne Abschluß 9 6 55 30
   Hauptschule 7 29 46 19
   Mittlere Reife 8 31 42 19
   Abitur/FH-Reife 12 28 43 17
Subjektive Schichteinstufung
   Unterschicht 3 28 48 21
   Mittelschicht 8 28 45 19
   Oberschicht 21 38 33 7
Nettoeinkommen pro Monat
   weniger als 1500 DM 3 23 52 22
   1500 bis 3000 DM 5 27 49 19
   3000 bis 4500 DM 6 39 39 16
   mehr als 4500 DM 30 37 23 10
1 Frage: „Es gibt im Augenblick Diskussionen zum Sozialumbau in Deutschland. Wenn Sie an die
Zukunft denken, was meinen Sie? Wie werden Sie in Zukunft bei Krankheit, im Alter und bei
Arbeitslosigkeit gesichert sein?“
Datenbasis: SoWi-Bus 1996
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sen Leistungen tatsächlich abhängig zu sein.
Alternative Vorsorgestrategien werden kaum
noch wahrgenommen. Bereits seit Jahrzehn-
ten diskutiert man eine zunehmende An-
spruchshaltung und den Rückgang der Eigen-
verantwortung als negative Begleiterscheinun-
gen der Expansion des Sozialstaates. Die Fol-
gen werden hier sichtbar. Nicht zuletzt verwei-
sen diese Ergebnisse aber auch auf die objek-
tiv geringeren Möglichkeiten einkommens-
schwacher Schichten, den Wegfall staatlicher
Sozialleistungen zu kompensieren.

Mehrheit hält Reform der sozialen Siche-
rung für unumgänglich

Wie man inzwischen weiß, hält die Mehrheit
der Bevölkerung eine Reform des Systems der
sozialen Sicherung für unumgänglich. Die
Umstellung der individuellen Risikovorsorge
auf mehr Eigenverantwortung, mehr Markt
bzw. mehr Gemeinschaft setzt jedoch verbind-
liche Entscheidungen der Politik über die zu-
künftige Palette der Sozialleistungen, ihr Ni-
veau und die jeweiligen Zugangsbedingungen
voraus. Da bisher keine definitiven Vereinba-
rungen erzielt wurden, fallen auch die Sicher-
heitsgewinne bereits vorhandener, alternativer
Vorsorgemaßnahmen unerwartet gering aus.
Mit der Höhe der monatlichen Sparsumme
nimmt zwar die Erwartung, künftig eher gut
oder gut gesichert zu sein, deutlich zu. Doch
selbst von denen, die monatlich mehr als 500
DM sparen, sind 54 Prozent nicht dieser Mei-
nung. Angesichts der Unsicherheit über die
künftigen Sozialleistungen ist offenbar nicht
abzusehen, ob ein bestimmter Sparbetrag zur
Absicherung kritischer Lebensereignisse aus-
reicht. Ganz ähnlich verhält es sich hinsicht-
lich der Eigentumsverhältnisse. Haus- bzw.

sich in Zukunft bei kritischen Lebensereignis-
sen eher schlecht oder schlecht gesichert. Aus
der Ehe, bzw. dem von den Ehepartnern gege-
benen Versprechen, auch in schlechten Zeiten
zueinander zu halten, ergibt sich ebenfalls kein
größerer Sicherheitsvorteil. Von den Verhei-
rateten glauben 40 Prozent, bei Krankheit, im
Alter und bei Arbeitslosigkeit eher gut oder
gut gesichert zu sein, von den Ledigen sind es
30 Prozent und von den Geschiedenen 28 Pro-
zent.

Folgen der Verunsicherung bereits sichtbar

Betrachtet man nun die Verunsicherung der
Bevölkerung hinsichtlich ihrer Absicherung im
Zusammenhang mit anderen Einstellungen, so
zeigen sich Folgen bei (1) den Wahlabsichten,
(2) der Bewertung des Sozialsystems, des po-
litischen Systems und des Wirtschaftssystems
und (3) ihrem subjektiven Wohlbefinden.

Die erwartete Absicherung zukünftiger kriti-
scher Lebensereignisse hat großen Einfluß auf
die Wahlabsichten. Von den „gut Gesicherten“
- also denjenigen, die erwarten, in Zukunft gut
gesichert zu sein - sagen nur 4 Prozent, daß
sie bestimmt nicht an der Wahl teilnehmen
würden (vgl. Graphik 1). Von den „eher gut
Gesicherten“ sind es 10 Prozent, von den „eher
schlecht Gesicherten“ 15 Prozent und von den
„schlecht Gesicherten“ schon 25 Prozent, die
meinen, sie würden ihre Stimme bestimmt

Tabelle 2:  Erwartete Absicherung elementarer Lebensrisiken nach Risikogruppen -
                   Kompensationschancen

                                                                   Wie werden Sie in Zukunft bei Krankheit, im Alter
                                                                            und bei Arbeitslosigkeit gesichert sein?

...gut ...eher gut ...eher schlecht ...schlecht

                                                                                                 in Prozent

Insgesamt   8 29 45 18
Mein eigener Arbeitsplatz ist...
   Sehr unsicher   0 10 51 39
   Eher unsicher   0 13 65 22
   Eher sicher   6 36 42 16
   Sehr sicher 22 34 33 11
Bezieher von...
   Arbeitslosengeld, -hilfe   2 10 51 37
   Wohngeld   4 12 53 31
   Sozialhilfe   7 13 60 20
  Kein Sozialleistungsbezug   9 31 43 17
Sparvolumen pro Monat
   weniger als 500 DM   3 31 49 16
   500 bis 1000 DM 16 31 41 13
   mehr als 1000 DM 18 39 34   9
Eigentumsverhältnisse, Wohnen
   Miete, Untermiete   4 23 49 25
   Haus-, Wohneigentum 12 37 41 11

Datenbasis: SoWi-Bus 1996

Graphik 1: Projektion: Wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre …1 – nach
                   erwarteter Absicherung von Lebensrisiken

1 Frage: „Wenn jetzt, am nächsten Sonntag, Bundestagswahl wäre, welche Partei würden Sie dann mit Ihrer
Zweitstimme wählen?“ „Würde bestimmt nicht an der Wahl teilnehmen “ = NICHTWÄHLER

2 Einstufung laut Antwort auf die Frage „Wie werden Sie in Zukunft bei Krankheit, im Alter und bei Arbeitslosigkeit
gesichert sein?“                                                                                                                     Datenbasis: SoWi-Bus 1996

Wohnungseigentümer blicken zwar gelassener
in die Zukunft als Mieter bzw. Untermieter.
Doch auch 52 Prozent der Eigentümer sehen
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nicht abgeben. In dieser Zunahme des Nicht-
wähleranteils zeigt sich die Resignation derer,
die offenbar keine Partei für ausreichend kom-
petent halten, die gegenwärtigen Probleme zu
lösen.

Mit der Verunsicherung nimmt jedoch nicht
nur der Anteil der Nichtwähler zu. Zwischen
den vier Gruppen zeigen sich auch erhebliche
Unterschiede bei den Parteipräferenzen. Gut
Gesicherte bevorzugen eindeutig die Parteien
der Regierungskoalition. Zusammen kämen
CDU/CSU und FDP auf 68 Prozent, selbst
wenn man wie hier die „Partei der Nichtwäh-
ler“ im Spektrum beläßt. SPD und Grüne wür-
den zusammen nur von 27 Prozent der gut
Gesicherten gewählt. Für die anderen Partei-
en, PDS, Republikaner, ÖDP etc., würden sich
insgesamt weniger als 1 Prozent interessieren.
Ganz anders sieht es bei den schlecht Gesi-
cherten aus. Von ihnen würden nur 24 Prozent
ihre Stimme den Regierungsparteien geben.
SPD und Grüne würden von 44 Prozent ge-
wählt, und 7 Prozent würden ihre Stimme an-
deren Parteien geben.
Kurzum: Die Frage der erwarteten Absiche-
rung kritischer Lebensereignisse spaltet die
Wählerschaft. Damit ist klar, daß die Reform
des Systems der sozialen Sicherung ein Top-
Thema für den kommenden Bundestagswahl-
kampf wird. Die Gefahr ist groß, daß die Dis-
kussion dann vollends parteitaktischen Zwän-
gen unterworfen wird. Konsensfähige Lö-
sungsansätze würden dann immer unwahr-
scheinlicher werden, und der Reformstau wür-
de sich vor 1998 nicht auflösen.

Schlechtere Noten für das Sozialsystem

Die Bewertung zentraler Komponenten des
Gesellschaftssystems würde unter diesen Um-
ständen vermutlich noch schlechter ausfallen
als heute (vgl. Graphik 2). Bereits jetzt beur-
teilen die Befragten das gegenwärtige soziale
System deutlich schlechter als das vor fünf Jah-
ren. Auf einer Skala von -10 bis +10 bewerten
gut Gesicherte das frühere Sozialsystem im
Durchschnitt mit +8, das heutige Sozialsystem
schätzen sie dagegen nur noch mit dem Wert
+5,5 ein. Schlecht Gesicherte beurteilen das
frühere Sozialsystem mit ca. +6 und das heu-
tige System mit -1,5. Sie ziehen im direkten
Vergleich demzufolge mehr als sieben Skalen-
punkte ab. Für die nächsten Jahre ist nach Ein-
schätzung der Befragten keine Besserung in
Sicht. Im Gegenteil, alle vier Gruppen bewer-
ten das zukünftige soziale System im Vergleich
zu heute noch einmal um ca. zwei Skalenpunk-
te schlechter. Die geringere Bewertung des ge-
genwärtigen Sozialsystems im Vergleich zu
früher ist nicht so sehr verwunderlich. Erstaun-
lich ist vielmehr, um wieviel schlechter die
Bewertung des heutigen Sozialsystems aus-
fällt. Hier hat ein Erdrutsch der Beurteilungen
stattgefunden, und zwar, bevor das System
grundlegend verändert wurde.

Bemerkenswert ist auch, daß selbst das heuti-
ge Wirtschaftssystem viel schlechter bewertet
wird als das vor fünf Jahren. Die gut Gesicher-
ten nehmen Abstriche von durchschnittlich
zwei Skalenpunkten vor, die schlecht Gesi-
cherten bewerten es um vier Skalenpunkte
schlechter. Die zukünftige Entwicklung des
Wirtschaftssystems schätzen die vier Gruppen

unterschiedlich ein. Die gut Gesicherten rech-
nen mit einer Konsolidierung auf niedrigerem
Niveau - aber immer noch im positiven Be-
reich. Die schlecht Gesicherten sehen das zu-
künftige Wirtschaftssystem noch schlechter als
das heutige - und damit im negativen Bereich.
Ganz ähnlich, wenn auch nicht so drastisch,
fallen die Bewertungen des politischen Sy-
stems aus. Es mag vorerst beruhigen, daß die
Befragten das politische System und die Par-
teien offensichtlich nicht in eins setzen. Doch
mit jedem gescheiterten Versuch der Parteien,
einen Konsens zu finden, nimmt die Enttäu-
schung zu. Aus diesem Grunde ist bei der Be-
wertung des politischen Systems eher noch mit
weiteren Verschlechterungen zu rechnen.

Lebenszufriedenheit sinkt

Die Erwartung, in Zukunft bei Krankheit, im
Alter und bei Arbeitslosigkeit schlecht gesi-
chert zu sein, ist auch für das subjektive Wohl-
befinden der Betroffenen nicht folgenlos. Die
Beeinträchtigung der allgemeinen Lebenszu-
friedenheit ist sehr deutlich zu erkennen (vgl.
Graphik 3). Gut Gesicherte sind nahezu ohne
Ausnahme zufrieden mit ihrem Leben, mehr
als die Hälfte ist sogar sehr zufrieden mit ih-
rem Leben. Bei den schlecht Gesicherten sind
es dagegen nur 26 Prozent, die sehr zufrieden
sind. Ein relativ großer Anteil dieser Gruppe
ist mit ihrem Leben sehr unzufrieden.

Vergleicht man die gegenwärtige Lebenszu-
friedenheit mit der in fünf Jahren erwarteten
Lebenszufriedenheit, dann erhält man ein Maß
für die Zukunftszuversicht. Von den gut Gesi-
cherten erwarten 75 Prozent keine Verände-

Graphik 2: Bewertung des Sozialsystems, des Wirtschaftssystems und des politischen Systems1 – vor 5 Jahren – heute – in 5 Jahren –
                    nach erwarteter Absicherung von Lebensrisiken

1 Mittelwerte auf einer Skala von –10 bis +10
2 Einstufung laut Antwort auf die Frage „Wie werden Sie in Zukunft bei Krankheit, im Alter und bei Arbeitslosigkeit gesichert sein?“
Datenbasis: SoWi-Bus 1996
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Graphik 3: Lebenszufriedenheit und Zukunftszuversicht nach Absicherung von Lebensrisiken

1 Bewertung auf einer Skala von 0 bis 10, 0-4 = sehr unzufrieden, 5-6 = eher unzufrieden, 7-8 = eher zufrieden, 9-10 = sehr zufrieden
2 Vergleich der gegenwärtigen Lebenszufriedenheit mit der in 5 Jahren erwarteten Lebenszufriedenheit
3 Einstufung laut Antwort auf die Frage „Wie werden Sie in Zukunft bei Krankheit, im Alter und bei Arbeitslosigkeit gesichert sein?“
Datenbasis: SoWi-Bus 1996

rungen ihrer Lebenszufriedenheit. Die große
Mehrheit rechnet hier also mit Stabilität auf
hohem Niveau. Noch einmal 10 Prozent der
gut Gesicherten erwarten einen weiteren An-
stieg ihrer Lebenszufriedenheit, nur 15 Pro-
zent rechnen mit einem Rückgang. Dagegen
befürchten bei den schlecht Gesicherten 35
Prozent einen Rückgang ihrer Lebenszufrie-
denheit, 45 Prozent rechnen mit Konstanz auf
niedrigem Niveau, und immerhin 20 Prozent
hoffen auf einen Anstieg.

Ergebnisorientierte Sozialpolitik gefordert

Die vorgestellten Ergebnisse der Untersuchung
mahnen die Dringlichkeit einer ergebnisorien-
tierten Sozialpolitik an. Die politischen Par-
teien müssen endlich einen Konsens über die
zukünftige Leistungspalette des Sozialsy-
stems, die Leistungsniveaus und die Zugangs-
bedingungen aushandeln und in praktikable
Reformvorhaben umsetzen. Erst auf dieser
Basis können die Bürger ihren individuellen
Sicherheitsmix rational auf mehr Eigenvorsor-
ge, mehr Markt und mehr Gemeinschaft um-
stellen. Erst auf dieser Basis kann auch wie-
der das Vertrauen entstehen, in Zukunft bei
Krankheit, im Alter und bei Arbeitslosigkeit
gut gesichert zu sein.

1 Datenbasis: Sozialwissenschaftenbus III /
1996 mit der Grundgesamtheit: Deutsch-
sprechende Wohnbevölkerung in der Bun-
desrepublik Deutschland im Alter von 18
Jahren an. Realisierte Stichprobengrößen:
n = 3.097 Fälle, davon: n = 2.019 in den
westlichen Bundesländern, n = 1.078 in den
östlichen Bundesländern. Die disproportio-
nale Ost-West-Verteilung wurde mit einem
Proportionalitätsfaktor entsprechend der
tatsächlichen Bevölkerungsanteile korri-
giert.

Thomas Bulmahn
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialfor-
schung (WZB), Tel.: 030/25491389

Indikatoren einer
„nachhaltigen Entwicklung“
Workshop der Abteilung Soziale Indikatoren
Mannheim, 2. und 3. Dezember 1997

Das Konzept des „sustainable developments“ bzw. einer nachhaltigen Entwick-
lung definiert Ziele für die zukünftige gesellschaftliche Entwicklung mit weitrei-
chenden Folgen für die Lebensweise und Lebensqualität der Bevölkerung. Wäh-
rend es auf der Ebene der grundlegenden Ziele einer „nachhaltigen Entwicklung“
einen breiten Konsens gibt, steht die Operationalisierung und die Messung der
Zielerreichung mithilfe von geeigneten Indikatoren noch ganz am Anfang. Das
betrifft auch die ökologische, aber mehr noch die ökonomischen und sozialen Di-
mensionen des „sustainable developments“.

Das Ziel des Workshops besteht darin, einen Überblick über den aktuellen Diskus-
sionsstand auf diesem Gebiet zu geben, verschiedene Ansätze und Projekte der
Entwicklung von Indikatoren einer „nachhaltigen Entwicklung“ vorzustellen so-
wie die weiteren Perspektiven der Forschung auf diesem Gebiet zu diskutieren.
Vorgestellt und diskutiert werden u.a. das Indikatorensystem der UN Commission
on Sustainable Development und das Pilotprojekt der Bundesregierung in diesem
Rahmen, verschiedene Indikatorenkonzepte für eine nachhaltige Entwicklung auf
regionaler und städtischer Ebene sowie der Ansatz des Statistischen Bundesamtes
im Rahmen der Umweltökonomischen Gersamtrechung.

Für weitere Informationen wenden Sie sich bitte an Heinz-Herbert Noll (Tel.: 0621-
1246-241; e-mail: noll@zuma-mannheim.de) der den Workshop organisiert und
betreut.

Interessenten werden gebeten, sich bis zum 31. Oktober beim Tagungssekretariat
von ZUMA anzumelden (Frau Müllner, Tel.: 0621-1246-174; e-mail:
muellner@zuma-mannheim.de). Für die Teilnahme wird eine Gebühr von DM 80,-
erhoben.
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Starke Beeinträchtigung der
Arbeitszufriedenheit durch
Konflikte mit Vorgesetzten
- Eine Längsschnittanalyse der Arbeitszufriedenheit auf der
Basis des Sozio-oekonomischen Panels -

Die Arbeitszufriedenheit gehört zu den klassischen subjektiven Indikatoren, an denen das
Verhältnis der Erwerbstätigen zu ihrer Arbeit und die „Qualität des Arbeitslebens“ ge-
messen wird. In der Arbeitszufriedenheit kommt zum Ausdruck, wie der Arbeitsplatz in
seiner Gesamtheit oder wie einzelne Arbeitsplatz- und Tätigkeitsmerkmale vor dem Hin-
tergrund persönlicher Ansprüche und Erwartungen von den Beschäftigten subjektiv wahr-
genommen und bewertet werden. Nachdem in den achtziger Jahren die These einer dra-
matisch sinkenden Arbeitszufriedenheit große Aufmerksamkeit gefunden und lebhafte De-
batten ausgelöst hatte, ist die Diskussion über die Entwicklung und die Bestimmungsgrö-
ßen der Arbeitszufriedenheit mittlerweile weitgehend verstummt. Angesichts einer sich
auf Rekordhöhen bewegenden Arbeitslosigkeit und der anhaltenden Diskussion über in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit, Kostendruck, Personalabbau und „shareholder value“
muten Fragen nach der persönlichen Erfüllung in der Arbeit, der Qualität des Arbeitsle-
bens und des subjektiven Wohlbefindens der Beschäftigten am Arbeitsplatz mindestens
nachrangig, wenn nicht gar „nostalgisch“ an. Andererseits ist immer wieder nachdrück-
lich auf die Bedeutung der Arbeitszufriedenheit für die Produktivität der Arbeit und das
Arbeitsmarktverhalten hingewiesen worden, und es gibt kaum Gründe anzunehmen, daß
das Bedürfnis der Beschäftigten nach einer befriedigenden Arbeit abgenommen hätte.

Die empirischen Analysen der Arbeitszufrie-
denheit, über die dieser Beitrag berichtet, stüt-
zen sich auf die Daten des Sozio-oekonomi-
schen Panels1. Diese Datenbasis ist für eine
detaillierte Analyse der Arbeitszufriedenheit
aus verschiedenen Gründen besonders geeig-
net. Wie kaum ein anderer Datensatz ermög-
licht das Sozio-oekonomische Panel, die sub-
jektive Beurteilung der Arbeitszufriedenheit
mit soziodemographischen Merkmalen des
Befragten, aber vor allem auch mit objektiven
Merkmalen der Berufsposition und des Ar-
beitsplatzes sowie anderen persönlichen Ein-
stellungen und Perzeptionen in Verbindung zu
bringen. Darüber hinaus bietet das Sozio-oeko-
nomische Panel aber insbesondere die Mög-
lichkeit, die Arbeitszufriedenheit im Längs-
schnitt zu analysieren. Repräsentative Längs-
schnittanalysen der Arbeitszufriedenheit sind
in Deutschland bisher noch kaum durchgeführt
worden. Dabei können Hypothesen zur Gene-
se sowie insbesondere auch zu den Handlungs-
konsequenzen der Arbeitszufriedenheit z.T. nur
auf der Basis longitudinaler Untersuchungen
angemessen empirisch überprüft werden. Ob
und unter welchen Umständen z.B. eine Ein-
kommensverbesserung die Zufriedenheit mit
der Arbeit erhöht und inwiefern eine niedrige
Arbeitszufriedenheit sich in einer erhöhten
Wahrscheinlichkeit eines Stellenwechsels nie-
derschlägt, kann letztlich nur im Rahmen ei-
ner Längsschnittbetrachtung festgestellt wer-
den.

Leichter Rückgang der Arbeitszufriedenheit
im Zeitverlauf

Betrachtet man zunächst die Entwicklung über
die Zeit, so zeigt sich für den Zeitraum zwi-
schen 1984 und 1995 in Westdeutschland in
der Tendenz ein leichter Rückgang der Arbeits-
zufriedenheit (Tabelle 1). Für fast alle Beschäf-
tigtengruppen - Männer und Frauen, Vollzeit-

und Teilzeitbeschäftigte, Deutsche und Aus-
länder - lagen die Werte 1995 unter denen von
1984. Bei vollzeitbeschäftigten deutschen
Männern z.B. nahm die auf einer Skala von 0
(ganz und gar unzufrieden) bis 10 (ganz und
gar zufrieden) gemessene Arbeitszufrieden-
denheit von einem Durchschnittswert von 7,8
im Jahre 1984 auf 7,1 im Jahre 1995 ab. In
ähnlichen Größenordnungen bewegen sich
auch die Veränderungen bei anderen Personen-
gruppen. Auch für Ostdeutschland ist im Ver-
gleich zu 1990 - dem ersten Jahr, für das Da-
ten in den neuen Bundesländern vorliegen -
ein leichter Rückgang der Arbeitszufriedenheit
zu beobachten2.

Während die Arbeitszufriedenheit auf der Ag-
gregatebene im Zeitablauf nur vergleichswei-
se geringe Veränderungen aufweist, ist auf der
individuellen Ebene zwischen zwei Erhe-
bungszeitpunkten eine beachtliche Variabili-
tät zu beobachten: Lediglich 30 Prozent aller
Befragten gaben 1995 einen mit dem Vorjahr
identischen Wert an, bei 35 Prozent ging die
Veränderung über einen Skalenpunkt hinaus.
Mit weitergehenden methodischen Verfahren
läßt sich dabei nachweisen, daß die Arbeits-
zufriedenheit auf der Individualebene eine
auch über längere Zeiträume weitgehend sta-
bile Komponente aufweist, die jedoch von
aktuellen und variablen situationsbezogenen
Faktoren überlagert wird.

Geringe Bedeutung soziodemographischer
Merkmale

Bei näherer Betrachtung der aktuellen Arbeits-
zufriedenheit der Erwerbstätigen im Jahre
1995 werden die aus früheren Studien bekann-
ten soziodemographischen Zusammenhänge
und Muster in der Verteilung der Arbeitszu-
friedenheit durch die vorliegenden Daten nur
teilweise bestätigt3 (Tabelle 2). Generell sind
die Zufriedenheitsdifferenzen zwischen den

Tabelle 1: Arbeitszufriedenheit1 von deutschen Erwerbstätigen

          West                                                                  Ost

Gesamt Männer                 Frauen Gesamt Männer            Frauen
Vollzeit2 Vollzeit Teilzeit3 Vollzeit Vollzeit Teilzeit

                                                                                             Ø

1984 7,7 7,8 7,7 7,7
1985 7,6 7,6 7,6 7,6
1986 7,4 7,5 7,3 7,3
1987 7,5 7,5 7,3 7,5
1988 7,3 7,3 7,3 7,2
1989 7,3 7,3 7,2 7,2
1990 7,3 7,3 7,2 7,2 7,2 7,2 7,2 7,0
1991 7,3 7,2 7,3 7,3 6,6 6,7 6,6 6,1
1992 7,4 7,5 7,4 7,4 6,8 6,8 6,7 6,7
1993 7,1 7,1 7,1 7,2 6,8 6,8 6,8 6,4
1994 7,1 7,1 7,1 7,0 6,8 6,8 6,7 6,7
1995 7,0 7,1 6,9 7,2 6,8 6,8 6,8 6,3
1 Skala von 0 (ganz und gar unzufrieden) bis 10 (ganz und gar zufrieden)
2 wöchentliche Arbeitszeit > 35 Std.
3 wöchentliche Arbeitszeit 15 - 34,5 Std.

Datenbasis: Das Sozio-oekonomische Panel
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nach soziodemographischen Merkmalen un-
terschiedenen Gruppen von Erwerbstätigen
bemerkenswert gering: Frauen sind - abwei-
chend von früheren Befunden - mit ihrer Ar-
beit nicht weniger zufrieden als Männer und
Ausländer nicht weniger als Deutsche. Auch
die Zufriedenheitsdifferenzen zwischen Er-
werbstätigen mit unterschiedlichen Schulab-
schlüssen sind denkbar klein. Einzig berufstä-
tige Frauen mit Abitur oder einem Hochschul-
abschluß weichen hier - wohl aufgrund von
den im beruflichen Alltag z.T. enttäuschten
hohen Erwartungen und Ansprüchen - in be-
merkenswertem Maße negativ vom Durch-
schnitt ab. Eine mit dem Alter linear steigen-
de oder u-förmig zusammenhängende Arbeits-
zufriedenheit - wie in der Literatur auf der
Basis früherer Forschungsergebnisse häufig
beschrieben4 - wird von den aktuellen Daten
für Deutschland nicht bestätigt. Vielmehr zeigt
sich hier sogar eine mit zunehmendem Alter
leicht - in Ostdeutschland sogar deutlich - ab-
nehmende Zufriedenheit mit der Arbeit.

Arbeitszufriedenheit ist um so niedriger, je
schlechter der Gesundheitszustand beurteilt
wird

Viel stärker als alle anderen bisher genannten
persönlichen Merkmale der Beschäftigten
wirkt sich ihr Gesundheitszustand auf die Be-
urteilung der Arbeitszufriedenheit aus. Die
Arbeitszufriedenheit ist um so niedriger, je

schlechter der eigene Gesundheitszustand ein-
geschätzt wird (Tabelle 3). Während z.B. west-
deutsche Erwerbstätige, die ihren Gesund-

heitszustand als sehr gut bezeichnen, sich im
Durchschnitt bei 8,3 auf der Skala der Arbeits-
zufriedenheit einstufen, weisen diejenigen, die
ihren Gesundheitszustand als weniger gut oder
schlecht beschreiben, einen Zufriedenheitswert
von lediglich 5,7 auf. Wenngleich grundsätz-
lich nicht auszuschließen ist, daß eine anhal-
tende Unzufriedenheit mit der Arbeit negati-
ve Auswirkungen auf den Gesundheitszustand
haben kann5, gehen wir doch eher von einem
umgekehrten Kausalzusammenhang aus. Da-
für spricht u.a. auch die Tatsache, daß ein Zu-
sammenhang mit dem Alter - aufgrund der mit
zunehmendem Alter in der Regel nachlassen-
den Gesundheit - dann nicht mehr nachgewie-
sen werden kann, wenn der Gesundheitszu-
stand kontrolliert wird.

Einkommen für Arbeitszufriedenheit wenig
relevant

Untersucht man, welche Bedeutung Merkma-
len des Arbeitsverhältnisses als Determinante
der Arbeitszufriedenheit zukommt, so zeigt
sich zunächst ein nicht sehr starker, aber doch
signifikanter Einfluß der Stellung im Beruf.
Erwerbstätige in Arbeiterpositionen - insbe-
sondere un- und angelernte Arbeiter - sowie
in Westdeutschland auch einfache und mittle-
re Beamte weisen eine unterdurchschnittliche,
Erwerbstätige in gehobenen und höheren An-
gestellten- und Beamtenpositionen weisen eine
deutlich überdurchschnittliche Arbeitszufrie-
denheit auf (Tabelle 2). Eine gewisse Rolle
spielt offenbar auch, ob es sich bei dem Ar-
beitsverhältnis um eine Vollzeit- oder Teilzeit-
beschäftigung handelt. Während bei den Män-
nern Vollzeitbeschäftigte mit ihrer Arbeit zu-
friedener sind als Teilzeitbeschäftigte, ist es
bei den westdeutschen Frauen gerade umge-

Tabelle 2: Arbeitszufriedenheit1 nach sozio-demographischen Merkmalen 1995

Westdeutschland Ostdeutschland

                                    Ø

Altersgruppen
   16 - 24 Jahre 7,2 7,3
   25 - 34 Jahre 7,1 6,9
   35 - 49 Jahre 7,0 6,8
   50 - 65 Jahre 7,0 6,4

Nationalität
   Deutsche 7,0 –
   Ausländer 7,0 _

Schulabschluß
   Hauptschulabschluß 7,0 6,6
   Realschulabschluß 7,2 6,8
   Fachhochschulreife 6,9 (7,3)
   Abitur 6,9 7,0
   anderer Abschluß 7,1 (6,2)
   kein Abschluß 7,3 (7,1)

Berufliche Stellung
   un-angelernte Arbeiter 6,8 6,3
   qualifizierte Arbeiter 7,0 6,7
   Selbständige 7,2 6,9
   Auszubildende/Praktikanten 7,4 7,2
   Meister 7,4 7,0
   einfache/mittlere Angestellte 7,0 6,8
   gehobene/höhere Angestellte 7,2 7,0
   einfache/mittlere Beamte 6,8 (7,8)
   gehobene/höhere Beamte 7,1 (7,6)

( ) Fallzahl < 30
1 Skala von 0 (ganz und gar unzufrieden) bis 10 (ganz und gar zufrieden)

Datenbasis: Das Sozio-oekonomische Panel

Tabelle 3: Arbeitszufriedenheit1 nach Gesundheit, Arbeitsorientierung und Arbeitsmarkt-
    chancen 1995

Westdeutschland Ostdeutschland

                                            Ø

Gegenwärtiger Gesundheitszustand
   sehr gut 8,3 7,9
   gut 7,3 7,2
   zufriedenstellend 6,7 6,3
   weniger gut/schlecht 5,7 5,4

Vollendung von Arbeiten trotz Dienstschluß
   ganz sicher 7,3 7,1
   wahrscheinlich 7,0 6,7
   eher unwahrscheinlich 6,8 5,9
   sicher nicht 6,5 6,4

Chance neue Stelle zu finden
   leicht 7,3 7,2
   schwierig 7,1 6,8
   praktisch unmöglich 6,6 6,4

Sorge um die Sicherheit des Arbeitsplatzes
   große Sorgen 6,0 6,2
   einige Sorgen 6,8 6,7
   keine Sorgen 7,0 7,4

( ) Fallzahl < 30
1 Skala von 0 (ganz und gar unzufrieden) bis 10 (ganz und gar zufrieden)
Datenbasis: Das Sozio-oekonomische Panel
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kehrt. In den neuen Bundesländern, wo das
Modell der vollberufstätigen Frau wesentlich
populärer ist als in Westdeutschland, sind teil-
zeitbeschäftigte Frauen mit ihrer Arbeit dage-
gen weniger zufrieden als vollzeitbeschäftig-
te.

Der Befund, daß das zu einem bestimmten
Zeitpunkt bezogene Arbeitseinkommen so gut
wie keinen Einfluß auf die Arbeitszufrieden-
heit hat, bestätigt die Ergebnisse anderer Stu-
dien. Auch eine Einkommensverbesserung
gegenüber dem Vorjahr wirkt sich kaum auf
die Arbeitszufriedenheit aus.

Drastischer Rückgang der Arbeitszufrieden-
heit bei Konflikten mit dem Vorgesetzten

Weitreichende Konsequenzen für die Zufrie-
denheit mit der Arbeit ergeben sich auch aus
den konkreten Tätigkeitsmerkmalen und Be-

dingungen an den jeweiligen Arbeitsplätzen.
Dabei zeigt sich, daß es weniger die Bela-
stungsfaktoren und äußeren Arbeitsplatzmerk-
male, wie z.B. körperliche Schwere der Arbeit,
Schichtarbeit, Umweltbelastung oder Unfall-
risiko, sind, die sich auf die Arbeitszufrieden-
heit auswirken, als Merkmale des Arbeitsin-
halts und der „human relations“. Unter den
insgesamt dreizehn von den Befragten perzi-
pierten und bewerteten Arbeitsplatzmerkma-
len sind für die Arbeitszufriedenheit zwei von
herausragender Bedeutung: das Verhältnis zu
Vorgesetzten und die Variabilität der Tätigkeit
(Graphik 1). In Ostdeutschland stärker und
etwas schwächer in Westdeutschland kommt
als dritter Faktor noch hinzu, ob die Arbeit als
„lehrreich“ bzw. für das berufliche Fortkom-
men als nützlich angesehen wird. Als Bestim-
mungsfaktor der Arbeitszufriedenheit in Ost-
und West gleichermaßen dominierend sind je-
doch Konflikte mit Vorgesetzten. Für Befrag-

te, die ihr Verhältnis zu Vorgesetzten als stark
konfliktbestimmt wahrnehmen, reduziert sich
die Arbeitszufriedenheit im Durchschnitt dra-
stisch auf einen Wert von 4,7 in Westdeutsch-
land (Ostdeutschland 4,5) gegenüber 7,3 (Ost-
deutschland 7,1) bei Befragten, die keine Kon-
flikte mit Vorgesetzten angeben. Bemerkens-
wert sind auch die Unterschiede in der Arbeits-
zufriedenheit zwischen Erwerbstätigen, die
ihre Tätigkeit uneingeschränkt als abwechs-
lungsreich ansehen mit 7,4 in Westdeutschland
(Ostdeutschland 7,2) und Erwerbstätigen, für
die das nicht zutrifft mit 5,9 (Ostdeutschland
4,6).

Deutlich beeinflußt wird die Arbeitszufrieden-
heit zudem von der Beurteilung der Sicher-
heit des eigenen Arbeitsplatzes sowie von der
subjektiven Einschätzung der persönlichen
Chancen, bei Verlust des Arbeitsplatzes wie-
der eine gleichwertige Stelle zu finden (Ta-
belle 3). Erwerbstätige, die sich große Sorgen
um die Sicherheit ihres Arbeitsplatzes machen,
sind mit ihrer Arbeit erwartungsgemäß wesent-
lich weniger zufrieden als Erwerbstätige, die
sich darum keine Sorgen machen. Zu der Fra-
ge, ob und wie sich die subjektive Einschät-
zung der Chancen auf dem Arbeitsmarkt auf
die Arbeitszufriedenheit auswirkt, liegen un-
terschiedliche Hypothesen vor. In der Litera-
tur findet sich sowohl die Vermutung, daß die
Arbeitszufriedenheit positiv von der Einschät-
zung der Arbeitsmarktchancen beeinflußt wird,
als auch die Annahme eines negativen Zusam-
menhangs. Dabei wird angenommen, daß die
als gering antizipierten Chancen sich durch
einen Stellenwechsel verbessern zu können,
dazu führen, daß der gegenwärtige Arbeitsplatz
positiver wahrgenommen und bewertet wird.
In der Psychologie wird ein derartiger Zusam-
menhang als ein Mechanismus der Reduktion
kognitiver Dissonanz interpretiert. Die vorlie-
genden Daten sprechen allerdings kaum für die
Wirksamkeit eines entsprechenden Mechanis-
mus. Vielmehr zeigt sich hier ein ausgepräg-
ter positiver Zusammenhang in der Weise, daß
Erwerbstätige mit ihrer Arbeit umso zufriede-
ner sind, je positiver sie ihre Chancen auf dem
Arbeitsmarkt beurteilen. Die Chance der Wahr-
nehmung von Optionen auf dem Arbeitsmarkt
bedeutet nicht zuletzt auch, sich in einer be-
ruflichen Position plazieren zu können, die den
individuellen Ansprüchen und Erwartungen
weitgehend entspricht.

Intrinsisch motivierte Mitarbeiter zufriede-
ner oder zufriedene Mitarbeiter leistungs-
bereiter?

Als eine bilanzierende Beurteilung der Arbeits-
situation, in die individuelle Ansprüche und
Erwartungen als Bewertungsstandards einge-
hen, hängt das Ausmaß der Zufriedenheit mit
der Arbeit schließlich auch von der allgemei-
nen Einstellung und Haltung der Erwerbstäti-
gen zu ihrer Berufstätigkeit ab. Verwendet man
die Beantwortung der Frage „Würden Sie eine
begonnene Aufgabe nach der regulären Ar-
beitszeit zu Ende führen, auch wenn das noch
eine Stunde dauert und nicht als Überstunde

Graphik 1: Arbeitszufriedenheit 1 nach Arbeitsplatzmerkmalen2 1995

1 Mittelwert auf Skala von 0 (ganz und gar unzufrieden) bis 10 (ganz und gar zufrieden).
2 Fragetext: Wir wüßten gerne Genaueres über ihre Arbeit und Arbeitsbedingungen an Ihrem

Arbeitsplatz. Bitte geben Sie für die folgenden Fragen jeweils an, ob das für Ihre Arbeit voll
zutrifft, teilweise zutrifft oder gar nicht zutrifft.

Datenbasis: Das Sozio-oekonomische Panel
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bezahlt würde?“ als Indikator für eine eher
„instrumentelle“ oder eher intrinsisch moti-
vierte Einstellung zur Arbeit, so zeigt sich, daß
Erwerbstätige, die ihre Arbeit eher instrumen-
tell definieren, im Durchschnitt mit ihrer Ar-
beit weniger zufrieden sind als „aufgabenori-
entierte“ bzw. eher intrinsisch motivierte. Der
Befund, daß Befragte, die angeben, die begon-
nene Aufgabe „ganz sicher“ zu Ende zu füh-
ren, mit einem Wert von 7,3 (Ost: 7,1) deut-
lich zufriedener sind als Befragte, die ange-
ben, das „ganz sicher nicht“ zu tun (West 6,5;
Ost 6,4), läßt sich aber wohl auch umkehren
und als eine klare empirische Bestätigung da-
für deuten, daß zufriedene Mitarbeiter lei-
stungsbereiter sind als weniger zufriedene.

Zufriedenheitsgewinne bei gezielter
Stellensuche

Neben der Frage, wie die Arbeitszufriedenheit
durch Merkmale der Befragten und des aktu-
ellen Arbeitsplatzes beeinflußt wird, sind vor
allem auch die Auswirkungen von beruflichen
Veränderungen und Mobilitätsprozessen von
Interesse. Für die Untersuchung entsprechen-
der Effekte greifen wir die Gruppe von Er-
werbstätigen heraus, die in dem Zeitraum seit
Beginn des Jahres 1994 und dem Befragungs-
zeitpunkt ihre Stelle gewechselt haben und
betrachten deren Arbeitszufriedenheit in Ab-
hängigkeit von Angaben zur Verbesserung
oder Verschlechterung im Hinblick auf einzel-
ne Dimensionen der neuen Beschäftigung im
Vergleich zur früheren.

Für Erwerbstätige, die 1994 und 1995 beim
selben Arbeitgeber beschäftigt waren, hat sich
das Zufriedenheitsniveau zwischen den Beob-
achtungszeitpunkten kaum verändert. Anders
verhält es sich bei Stellenwechslern, wobei hier
danach zu unterscheiden ist, ob dem Stellen-
wechsel eine aktive Suche auf dem Arbeits-
markt vorausging oder nicht. Erwerbstätige,
die nach einer aktiven Suche den Arbeitgeber
gewechselt haben, zeichnen sich - vor allem
in Ostdeutschland - durch ein ausgesprochen
niedriges Niveau der Arbeitszufriedenheit vor
dem Wechsel und einen ausgeprägten Anstieg
der Zufriedenheit nach dem Wechsel aus. Im
Durchschnitt liegt die Arbeitszufriedenheit
nach dem Wechsel in den alten Bundesländern
um 0,2 Skalenpunkte und in den neuen Bun-
desländern um einen gesamten Skalenpunkt
höher als vor dem Wechsel, der sich damit als
ausgesprochen lohnend erweist. Anders ver-
hält es sich bei Erwerbstätigen, die ihre neue
Stelle ohne aktive Suche gefunden haben. Hier
sind mit dem Arbeitgeberwechsel keine signi-
fikanten Veränderungen der Arbeitszufrieden-
heit verbunden, aber das Zufriedenheitsniveau
liegt vor und nach dem Wechsel deutlich über
dem Durchschnitt.

Veränderungen in den Tätigkeitsmerkmalen
und Arbeitsbedingungen mit erheblichen
Auswirkungen auf die Arbeitszufriedenheit

Der Vergleich zwischen dem früheren und dem
aktuellen Arbeitsplatz macht deutlich, welche

aus einem Stellenwechsel resultierenden Ver-
änderungen in den Tätigkeitsmerkmalen und
Arbeitsbedingungen die größten Effekte auf
die Arbeitszufriedenheit haben (Graphik 2). So
gut wie keine Auswirkungen haben Verände-
rungen des Arbeitsweges und der Arbeitszeit-
regelung - hier werden bei einem Stellenwech-
sel offenbar z.T. auch Verschlechterungen
ohne nennenswerte Beeinträchtigung der Ar-
beitszufriedenheit in Kauf genommen. Die
stärksten Effekte auf die Arbeitszufriedenheit
ergeben sich dann, wenn die Befragten Ver-
besserungen oder Verschlechterungen in der
Art der Tätigkeit, den Aufstiegschancen, der
Sicherheit des Arbeitsplatzes oder des
Verdienstes wahrnehmen. Dabei wirken sich
Verschlechterungen in der Regel stärker aus
als Verbesserungen. Bei Stellenwechslern, die
z. B. eine Verbesserung ihrer Aufstiegschancen
wahrnehmen, liegt die Arbeitszufriedenheit
um etwa 0,8 Skalenpunkte über dem Durch-

schnitt dieses Personenkreises, bei denjenigen,
die eine Verschlechterung wahrnehmen jedoch
um 1,5 Skalenpunkte darunter.

Welche Schlußfolgerungen ergeben sich aus
diesen Befunden für die Erklärung der Arbeits-
zufriedenheit? Wovon hängt es in erster Linie
ab, ob Erwerbstätige mit ihrer Arbeit mehr
oder weniger zufrieden sind? Auf der Basis
multipler Regressionsanalysen kommen wir zu
dem Ergebnis, daß von den verschiedenen,
gleichzeitig in die Analyse einbezogenen Ein-
flußfaktoren in Westdeutschland von der Be-
urteilung des eigenen Gesundheitszustandes,
den Konflikten mit Vorgesetzten sowie - im
Falle eines Wechsels - der Wahrnehmung ei-
ner Verschlechterung der Arbeitsplatzsicher-
heit die stärksten Einflüsse ausgehen. In Ost-
deutschland sind die Gewichte geringfügig
anders verteilt. Hier erweisen sich die Varia-
bilität der Tätigkeit, die Konflikte mit dem

Graphik 2: Arbeitszufriedenheit 1 nach Art von beruflichen Veränderungen 2 1995

1 Mittelwert auf Skala von 0 (ganz und gar unzufrieden) bis 10 (ganz und gar zufrieden).
2 Fragetext nur für Personen mit Stellenwechsel: Wie beurteilen Sie Ihre heutige Stelle im

Vergleich zur letzten? In welchen Punkten haben Sie sich verbessert, welche sind in etwa
gleichwertig und in welchen haben Sie sich eher verschlechtert?

Datenbasis: Das Sozio-oekonomische Panel
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Vorgesetzten und die Einschätzung des Ge-
sundheitszustandes als die einflußreichsten
Determinanten. In der Zusammenschau aller
Einflußfaktoren kommt den übrigen Variablen
für die Erklärung der Arbeitszufriedenheit zu
einem bestimmten Zeitpunkt nur eine unter-
geordnete Bedeutung zu.

Arbeitszufriedenheit: Konsequenzen für
Verhalten im Betrieb und auf dem Arbeits-
markt

Als eine Dimension der individuellen Wohl-
fahrt und der „Qualität des Arbeitslebens“ ist
Arbeitszufriedenheit einerseits eine Zielgrö-
ße von eigenem Wert, die von den Erwerbstä-
tigen selbst, aber häufig auch von den Betrie-
ben und Arbeitgebern angestrebt wird. Darüber
hinaus ist die Arbeitszufriedenheit unter instru-
mentellen Gesichtspunkten jedoch auch als
eine subjektive Befindlichkeit von Interesse,
die das Verhalten der Erwerbstätigen am Ar-
beitsplatz, im Betrieb und auf dem Arbeits-
markt maßgeblich beeinflussen kann. Hierzu
sind vor allem im Kontext einer betriebswirt-
schaftlich orientierten Arbeitswisssenschaft
und -psychologie Hypothesen z.B. über Zu-
sammenhänge zwischen Arbeitszufriedenheit,
Arbeitsmotivation und Produktivität entwik-
kelt worden. Wir konzentrieren uns an dieser
Stelle auf drei potentielle Verhaltenskonse-
quenzen und werden empirisch prüfen, inwie-
weit die Häufigkeit von Fehlzeiten sowie die
Wahrscheinlichkeit eines beabsichtigten Stel-
lenwechsels oder eines faktischen Arbeitgeber-
wechsels mit dem Ausmaß der Arbeitszufrie-
denheit zusammenhängen.

Kein Zusammenhang mit Fehlzeiten

Die Frage, ob die Häufigkeit von Fehlzeiten,
die ja vielfach auch als Ausdruck einer „inne-
ren Kündigung“ von Arbeitnehmern interpre-
tiert werden, mit sinkender Arbeitszufrieden-
heit ansteigt, muß eher negativ beantwortet
werden. Zwar zeigt sich in der bivariaten Be-
trachtung ein Effekt in der zu erwartenden
Richtung, der jedoch nicht mehr nachweisbar
ist, wenn die subjektive Beurteilung des Ge-
sundheitszustandes des Befragten kontrolliert
wird. Bei dieser Analyse wird vielmehr deut-
lich, daß die Häufigkeit von Fehlzeiten neben
dem Gesundheitszustand - als dem stärksten
Einflußfaktor - zumindest in Westdeutschland
insbesondere mit der Stellung im Beruf korre-
liert. Vor allem un- und angelernte Arbeiter,
Facharbeiter und Auszubildende weisen - so
die Resultate unserer entsprechenden multiva-
riaten Analysen - weit überdurchschnittliche,
gehobene und höhere Angestellten und Beamte
dagegen unterdurchschnittliche Fehlzeiten auf,
auch wenn gleichzeitig Faktoren wie Alter, der
subjektive Gesundheitszustand und Verdienst
konstant gehalten werden.

Unzufriedenheit erhöht die Wahrscheinlich-
keit eines Stellenwechsels

In einem engen Zusammenhang mit der Ar-
beitszufriedenheit steht dagegen die Absicht,

eines zukünftigen Stellenwechsels. Danach
befragt, „wie wahrscheinlich es ist, daß Sie
von sich aus innerhalb der nächsten zwei Jahre
eine neue Stelle suchen“, geben in West-
deutschland 42 Prozent und in Ostdeutschland
sogar 50 Prozent derjenigen, die mit ihrer Ar-
beit „eher unzufrieden“ (Werte 0-4 auf der
Skala von 0-10) sind, „ganz sicher“ oder
„wahrscheinlich“ an. Von den Hochzufriede-
nen (Werte 9-10 auf der Skala von 0-10) äu-
ßern dagegen nur 7 Prozent in Westdeutsch-
land und 9 Prozent in Ostdeutschland die Ab-
sicht, mit Sicherheit oder wahrscheinlich eine
neue Stelle suchen zu wollen. Die Bedeutung
der Arbeitszufriedenheit als Determinante ei-
nes beabsichtigten Stellenwechsels bestätigt
sich auch in der multivariaten Betrachtung,
wenn andere potentielle Einflußfaktoren kon-
trolliert werden. Hier wird deutlich, daß die
Arbeitszufriedenheit zusammen mit der sub-
jektiven Beurteilung der Arbeitsmarktchancen
und der Befürchtung den Arbeitsplatz zu ver-
lieren zu den stärksten Prädiktoren der Ver-
änderungsabsicht gehört.

Ob dies auch für das faktische Verhalten in
der Form eines realisierten Stellen- und Ar-
beitgeberwechsels zutrifft, kann ebenfalls em-
pirisch überprüft werden. Dazu wurde unter-
sucht, welche Erklärungskraft die 1994 ge-
messene Arbeitszufriedenheit als Prädiktor für
einen faktischen Stellenwechsel im Laufe des
darauf folgenden Jahres hat. Hier zeigt sich
zunächst am Beispiel der männlichen Er-
werbstätigen, daß der Anteil derjenigen, die
eine Stelle bei einem anderen Arbeitgeber an-
getreten und diese Stelle als Ergebnis einer
aktiven Suche gefunden haben, bei den „eher
unzufriedenen“ in Westdeutschland mit 5,2
Prozent mehr als doppelt so hoch ist wie bei
den „hochzufriedenen“ mit 2,3 Prozent. In
Ostdeutschland beträgt die entsprechende
Relation sogar 7,3 Prozent zu 2 Prozent. Der
Wert der Arbeitszufriedenheit als Prädiktor für
einen Wechsel zu einem anderen Arbeitgeber
bestätigt sich zudem in der multivariaten Be-
trachtung mithilfe eines multinomialen Logit-
Modells, wobei sich dabei - wie nicht anders
zu erwarten - zeigt, daß anderen Faktoren, wie
z.B. den Arbeitsmarktchancen, dem Gesund-
heitszustand und der Sicherheit des früheren
Arbeitsplatzes dabei ein noch größeres Ge-
wicht zukommt. Immerhin läßt sich festhal-
ten, daß die Reduktion der Arbeitszufrieden-
heit um einen Skalenpunkt, z.B. für westdeut-
sche männliche Erwerbstätige, die Chance ei-
nes Wechsels zu einem anderen Arbeitgeber
um etwa 16 Prozent erhöht.

Zusammenfassend gilt, daß die Erwerbstäti-
gen in Deutschland mit ihrer Arbeit überwie-
gend zufrieden sind, auch wenn über die Zeit
eine abnehmende Tendenz zu beobachten ist.
Daß die Unterschiede in der Arbeitszufrieden-
heit zwischen Ost- und Westdeutschland ge-
ringer sind als die Zufriedenheitsdifferenzen
in anderen Bereichen des Lebens, ist vor al-
lem darauf zurückzuführen, daß sozio-demo-
graphische Merkmale keinen nennenswerten
Einfluß auf die Arbeitszufriedenheit haben.

Ein positives Verhältnis zur Arbeit und das sub-
jektive Wohlbefinden am Arbeitsplatz, wie es
in der Arbeitszufriedenheit zum Ausdruck
kommt, wird in erster Linie durch die konkre-
ten Merkmale der Berufsposition und -tätig-
keit sowie durch die aus der Sicht der Erwerbs-
tätigen erzielten Verbesserungen oder Ver-
schlechterungen bei beruflichen Veränderun-
gen bestimmt. Als Maßgabe des individuellen
Verhaltens, aber auch als Zielgröße der Stra-
tegien und Maßnahmen von Betrieben, Inter-
essenverbänden und der Politik kommt der
Arbeitszufriedenheit auch in der gegenwärti-
gen durch die schwierige Arbeitsmarktlage
geprägten Situation eine zentrale Bedeutung
zu. Eine hohe Arbeitszufriedenheit kommt
nicht nur den Erwerbstätigen selbst durch ein
erhöhtes subjektives Wohlbefinden unmittel-
bar zugute, sondern auch den Betrieben durch
eine höhere Leistungsbereitschaft und engere
Betriebsbindung ihrer Mitarbeiter.

Heinz-Herbert Noll und
Stefan Weick, ZUMA
Tel.: 0621/1246-241/245

1 Das Sozio-oekonomische Panel ist eine re-
präsentative Längsschnitterhebung, in der
seit 1984 eine Ausgangsstichprobe von
rund 12000 Personen in der früheren Bun-
desrepublik und West-Berlin jährlich be-
fragt wird. 1990 wurde das Sozio-
oekonomische Panel durch das SOEP-Ost
mit einer Ausgangsstichprobe von rund
4500 Personen ergänzt. Das Sozio-
oekonomische Panel umfaßt Befragte mit
deutscher und ausländischer Staatsange-
hörigkeit.

2 Methodische Analysen deuten allerdings
darauf hin, daß ein vor allem nach der er-
sten Befragungswelle zu beobachtender
Rückgang der Zufriedenheit wenigstens
zum Teil auch durch einen „Paneleffekt“
im Sinne eines Lerneffekts der Befragten
bedingt sein könnte.

3 Vgl. u.a. Habich/Noll 1994.
4 Vgl. zuletzt Clark (1996: 197f.) für Groß-

britannien.
5 Vgl. zum Beispiel den Buchtitel „Macht Ar-

beit Krank? Macht Arbeit Glücklich?“
(Noelle-Neumann/Strümpel 1984).

Clark, Andrew E., 1996: Job Satisfaction in
Britain. British Journal of Industrial
Relations, 34, 2: June, Seite 189-217.

Habich, Roland, Noll, Heinz-Herbert, 1994:
Einstellungen zur Arbeit und Arbeitszufrie-
denheit. In: Statistisches Bundesamt
(Hrsg.), Datenreport 1994. Bonn, S. 489-
498.

Noelle-Neumann, Elisabeth, Strümpel, Burk-
hard, 1984: Macht Arbeit Krank? Macht
Arbeit Glücklich? München u. Zürich.
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Institutionen und individuelle Wohlfahrt:

Perspektiven der Sozialberichterstattung und Sozialstaats-
beobachtung

Gemeinsame Tagung der Sektion Sozialindikatoren und des
Mannheimer Zentrums für Europäische Sozialforschung

Mannheim, 24. und 25. Oktober 1997

Die auf den 24. und 25. Oktober verschobene Tagung soll einen Beitrag dazu leisten,
die vor allem auf die individuelle Wohlfahrt gerichtete Perspektive der Sozialberichter-
stattung stärker mit der institutionellen Perspektive einer Sozialstaatsbeobachtung zu
verbinden. Die Kombination dieser beiden Betrachtungsweisen verspricht Fortschritte
sowohl im Hinblick auf die Beurteilung der Effektivität wohlfahrtsstaatlicher Institu-
tionen wie die Erklärung der individuellen Wohlfahrt. Die Tagung, die am MZES statt-
finden wird, wird von Peter Flora (MZES) und Heinz-Herbert Noll (ZUMA) organi-
siert. Informationen über das vorläufige Tagungsprogramm entnehmen Sie bitte der
Internetseite der Sektion Sozialindikatoren: http://www.zuma-mannheim.de/data/soci-
al-indicators/sektsi/sektsi.htm.

Bitte richten Sie Ihre Teilnahme- (spätestens bis zum 15. September 1997) und Infor-
mationswünsche an:

Dr. Heinz-Herbert Noll, ZUMA, D-68072 Mannheim, Postfach 122155 (Tel.: 0621-
1246-241; Fax: 1246-100; e-mail: noll@zuma-mannheim.de)

Die 1991/92 durchgeführte Zeitbudgeterhe-
bung des Statistischen Bundesamtes füllt eine
Lücke in der bundesdeutschen Datenland-
schaft. Mit der Publikation „Zeit im Blickfeld“,
herausgegeben vom Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, liegt
nun - fünf Jahre nach Durchführung der Erhe-
bung - ein ausführlicher Bericht vor, in dem
die vom Statistischen Bundesamt durchgeführ-
te Befragung von 7.200 Haushalten unter ver-
schiedenen Aspekten ausgewertet wurde. Da-
bei standen drei Ziele dieser Studie im Vor-
dergrund: 1. für die Volkswirtschaftliche Ge-
samtrechnung soll ein Satellitensystem Haus-
haltsproduktion aufgebaut werden, 2. die frau-
en- und familienpolitische Diskussion soll um
konkrete Daten zur Zeitverwendung von be-
stimmten Bevölkerungsgruppen und Haus-
haltstypen bereichert werden und 3. sind me-
thodische Besonderheiten bei der Erfassung
der Zeitverwendung von Interesse.

Die Vielfalt der Lebensformen, die immer
komplexer werdenden Tagesabläufe der mei-
sten Menschen zwischen Arbeit, Freizeit,
Haushalt und die zunehmenden Möglichkei-
ten der Zeitwendung haben immer vielfälti-
gere Zeitverwendungsmuster zur Folge. Der-
artige Muster wurden nur in der vorliegenden
Zeitverwendungserhebung erstmals für die
Bundesrepublik erfaßt. Dabei wurde die Ta-
gebuchmethode eingesetzt, die eine komplet-
te Erfassung des Tagesablaufs gewährleistet
und gleichzeitig zahlreiche Auswertungsmög-
lichkeiten offen läßt. Die Befragten führten
zwei Tage lang (zufällig ausgewählt, so daß
auch Wochenendtage dabei waren) Tagebuch,
in dem sie alle Aktivitäten, die mehr als fünf
Minuten dauerten, in eigenen Worten notier-
ten. Es wurden keine Listen von Aktivitäten
vorgegeben, sondern später erfolgte eine Ver-
codung nach Aktivitätsbereichen. Durch die
Erfassung von Primär- und Sekundärtätigkei-
ten, der Orte der Tätigkeiten und der beglei-
tenden Personen lassen sich sowohl soziale als
auch räumliche Netzwerke analysieren.

Die „Highlights“ der Studie (von den Autoren
selbst so genannt) sind Erkenntnisse, die viel-
leicht nicht völlig neu sind, die jedoch bisher
noch nicht empirisch belegt werden konnten.
Dazu gehört vor allem die Erfassung der bis-
her statistisch unsichtbaren Hausarbeit/Repro-
duktionsarbeit. Etwa 35 Stunden pro Woche
sind Frauen im Durchschnitt mit Hausarbeit
und Kinderbetreuung und ehrenamtlichen Tä-
tigkeiten beschäftigt, Männer dagegen nur 19
Stunden. Umgekehrt sind Männer durch-
schnittlich 31 Stunden mit Erwerbsarbeit (incl.
Wegezeit) und Frauen nur 15 Stunden mit Er-
werbsarbeit beschäftigt. Somit arbeiten zwar

Männer und Frauen gleich lange, mit dem ent-
scheidenden Unterschied, daß die finanzielle
Entlohnung und die Wertschätzung der Er-
werbsarbeit erfolgt, die der Reproduktionsar-
beit und Hausarbeit jedoch nur sehr einge-
schränkt ist. Unbezahlte Arbeit ist nach wie
vor eher Frauensache, und diese geschlechts-
spezifische Arbeitsteilung ist bereits bei Ju-
gendlichen zwischen 12 und 20 Jahren zu er-
kennen.

In „Zeit im Blickfeld“ wird das Satellitensy-
stem Haushaltsproduktion - der Wert der un-
bezahlten Arbeit der privaten Haushalte - vor-
gestellt, ein weiteres Kapitel widmet sich der
Zeit für unbezahlte Arbeit, eines der Zeit für
Kinder, eines der Zeit für Pflegebedürftige in
privaten Haushalten, eines der Netzwerkhil-

Zeit im Blickfeld
Ergebnisse der Zeitbudgeterhebung des Statistischen Bundes-
amtes

fe, eines der ehrenamtlichen Tätigkeiten, ei-
nes dem Thema Beruf und Familie und ein
Kapitel dem Verhältnis Zeit-Freizeit heute.
Eine ausführliche Beschreibung der methodi-
schen Anlage der Zeitbudgeterhebung schließt
den Band „Zeit im Blickfeld“ ab, so daß die-
ses Buch eine gelungene Zusammenschau der
vielfältigen Auswertungsmöglichkeiten dieser
Zeitbudgeterhebung des Statistischen Bundes-
amtes bietet. Für zentrale Fragen der Sozial-
berichterstattung, z.B. der innerfamilialen Ar-
beitsteilung, des Umfangs und der Nutzung
der freien Zeit, stellt die Zeitbudgeterhebung
eine wichtige Datenquelle dar.

Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (Hg.), Blanke, Karen,
Ehling, Manfred, Schwarz, Norbert: Zeit im
Blickfeld: Ergebnisse einer repräsentativen
Zeitbudgeterhebung. Stuttgart u. a.;  Kohlham-
mer, 1996. Schriftenreihe des Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, Bd.121, ISBN  3-17-014955-5, 322 S.

Caroline Kramer, ZUMA
Tel. 0621/1246-244
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Mit der siebten Ausgabe des Datenreports -
Zahlen und Fakten über die Bundesrepublik
Deutschland - steht erneut allen interessierten
Bürgerinnen und Bürgern sowie der sozialwis-
senschaftlichen Öffentlichkeit ein umfassen-
der Sozialbericht zur Verfügung. Wie die frü-
heren Ausgaben des Datenreports, so ist die-
ser Band eine Gemeinschaftsproduktion des
Statistischen Bundesamtes, des Wissenschafts-
zentrums Berlin für Sozialforschung (WZB),
des Zentrums für Umfragen, Methoden und
Analysen in Mannheim (ZUMA) und der Bun-
deszentrale für politische Bildung. Er stellt
somit eine gelungene Zusammenarbeit von
amtlicher Statistik in Deutschland und den
Sozialwissenschaften dar. Die Daten, die die
amtliche Statistik liefert, werden durch Um-
fragedaten und Forschungsperspektiven der
Sozialwissenschaften und ihre Erkenntnisse er-
gänzt und bereichert.

Im Vordergrund des Datenreports 1997 stehen
Entwicklungen und Tendenzen der sozialen
und wirtschaftlichen Lage der Deutschen in
Ost- und West und die Frage, inwieweit sich
die Lebensverhältnisse im vereinten Deutsch-
land in den letzten Jahren angeglichen haben
oder nicht.

Der erste Teil des Datenreports mit dem Titel
„Gesellschaft, Wirtschaft, Staat im Spiegel der
Statistik“ wird von Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern des Statistischen Bundesamtes gestal-
tet. In den einzelnen Kapiteln wird über fol-
gende Bereiche berichtet: Bevölkerung, Bil-
dung, Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit,
Einnahmen und Ausgaben der privaten Haus-
halte, Wohnen, Freizeit und Kultur, Gesell-
schaftliche Mitwirkung, Gesundheit, Soziale
Sicherung, Rechtspflege, Öffentliche Haushal-
te, Gesamtwirtschaft im Überblick, Land- und
Forstwirtschaft, Produzierendes Gewerbe,
Dienstleistungsbereich, Preise und Löhne,
Verkehr, Energie und Rohstoffe und Umwelt.
Internationale Übersichten zu einzelnen Le-
bensbereichen ergänzen diese Zusammen-
schau.

Den zweiten Teil erstellten vor allem Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler der Abtei-
lung Sozialstruktur und Sozialberichterstattung
des WZB und der Abteilung Soziale Indikato-
ren von ZUMA, Mannheim, sowie darüber-
hinaus der Projektgruppe „Das Sozio-oekono-
mische Panel“ am Deutschen Institut für Wirt-

schaftsforschung und der Abteilung ALLBUS
(ZUMA). Herausgeber dieses Teils mit dem
Titel „Objektive Lebensbedingungen und sub-
jektives Wohlbefinden im vereinten Deutsch-
land“ sind Roland Habich (WZB) und Heinz-
Herbert Noll (ZUMA). Dieser Teil gliedert
sich in vier Themenbereiche: subjektives
Wohlbefinden und Einstellungen, Lebensbe-
dingungen und ihre Bewertungen, Sozial-
struktur und Bürger und Politik. Im Vorder-
grund dieses Teils stehen die kontinuierliche
Wohlfahrtsmessung und Dauerbeobachtung
des sozialen Wandels. Die Analyse der objek-
tiven Lebensbedingungen und ihre subjekti-
ve Bewertung und Einschätzung durch die
Deutschen in Ost und West stellen die zentra-
len Themenschwerpunkte dieses zweiten Teils
dar. Auch 1997, acht Jahre nach dem Fall der
Mauer zwischen Ost- und Westdeutschland,
differieren die Lebensbedingungen der Bür-
gerinnen und Bürger noch erheblich. Aus die-
sem Grund stellt der innerdeutsche Vergleich
in Analysen der Sozialstruktur, der Lebens-
bedingungen, der Einstellungen, Bewertungen
und Präferenzen einen wesentlichen Schwer-
punkt dar. Eine zentrale Funktion der sozial-
wissenschaftlichen Sozialberichterstattung
besteht auch darin, Entscheidungsträger in
Politik und Wirtschaft über die „Stimmung im
Lande“, die Wahrnehmung von Problemen
und die Bedürfnisse der Bürgerinnen und
Bürger auf dem Laufenden zu halten.

Indikatoren des subjektiven Wohlbefindes zei-
gen z.B. noch immer an, daß ein Wohlfahrts-
gefälle zwischen West- und Ostdeutschland
besteht: die durchschnittliche Lebenszufrie-
denheit der Ostdeutschen liegt nach wie vor
unter der der Westdeutschen, und betrachtet
man nur den Anteil derjenigen, die mit ihrem
Leben im allgemeinen eher unzufrieden sind,
so liegt er im Osten bei 12%, während er im
Westen zwar auch angestiegen ist, aber im-
mer noch unter 10% liegt. Besonders unzu-
frieden sind in erster Linie Personen, die ar-
beitslos waren, Personen der unteren Einkom-
mensgruppen und ältere Menschen. Dennoch
erfolgt bei einer Bewertung der Lebensbedin-
gungen, des Verlaufs der Lebensverhältnisse
und der Entwicklung der wirtschaftlichen Si-
tuation des eigenen Haushaltes seit 1990 un-
ter den meisten Befragten eine eher positive
Einschätzung, wobei im Osten die Mehrheit
eine Verbesserung seit 1990 wahrnimmt, wäh-
rend im Westen die Mehrheit für „etwa gleich“

votiert. Insgesamt zeigt sich - analog zu den
tatsächlichen Lebensbedingungen - auch eine
Annäherung der subjektiven Einschätzung der
Lebensverhältnisse in Ost und West, wobei im
Westen ein „Vorsprung“ in der subjektiven
Zufriedenheit erhalten bleibt.

Ein anderes Beispiel gewinnt anläßlich der in
der Öffentlichkeit sichtbaren Aktivitäten radi-
kaler Gruppierungen an Aktualität. Untersucht
man, inweiweit die Bürgerinnen und Bürger
noch mit den demokratischen Prinzipien über-
einstimmen, so zeigt sich eine überwiegende
Mehrheit von mindestens 90%, die den Prin-
zipien liberaler Grundrechte (Meinungsfrei-
heit, Demonstrationsrecht) und dem pluralisti-
schen Parteienwettbewerb (politische Oppo-
sition, Regierungschance aller Parteien) zu-
stimmen. Diese Haltung bestätigt sich bei al-
len Altersgruppen, allen Parteipräferenzen und
Wertorientierungen, so daß die Demokratie als
solche eindeutig befürwortet wird. Konkreti-
siert man jedoch dieses Thema in einer Frage
nach dem Funktionieren der Demokratie spe-
ziell in Deutschland, so verringert sich diese
positive Haltung deutlich. Nur noch 62% der
Westdeutschen und 38% der Ostdeutschen
äußern sich zufrieden mit dem Funktionieren
der Demokratie in Deutschland, wobei die
geringe Zufriedenheit in Ostdeutschland seit
1991 nahezu unverändert bleibt.

Der Datenreport 97 bietet erneut zu gesell-
schaftlichen Lebens- und Problembereichen
aktuelle Informationen auf empirischer Basis.
Er ist sowohl über den Buchhandel als auch
über die Bundeszentrale für politische Bildung
zu beziehen.

Statistisches Bundesamt (Hg.), in Zusammen-
arbeit mit dem Wissenschaftszentrum Berlin
für Sozialforschung und dem Zentrum für
Umfragen, Methoden und Analysen, Mann-
heim: Datenreport 1997. Zahlen und Fakten
über die Bundesrepublik Deutschland (Schrif-
tenreihe der Bundeszentrale für politische Bil-
dung, Band 340) ISBN 3-89331-271-4; ISSN
0435-7604, 639 S. Eine Buchhandelsausgabe
erscheint beim Verlag Bonn Aktuell, München
und Landsberg/Lech.

Caroline Kramer, ZUMA
Tel. 0621/1246-244
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